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Dem entsprach die Betonung eines öster-
reichischen, „friedlichen Weges zum So-
zialismus“, die Kursnahme auf Etappen-
ziele, eine qualitative Erneuerung der De-
mokratie und eine sozialistische Demo-
kratie mit Mehrparteiensystem. Eine
Neubestimmung der Haltung zur SPÖ
brachte eine „Öffnung gegenüber der So-
zialdemokratie“,6 die auch im Kandida-
turverzicht der KPÖ bei den Nationalrats-
wahlen 1966 und der Empfehlung zum
Ausdruck kam, zur Verhinderung einer
ÖVP-Mehrheit für die SPÖ zu stimmen.
Die bereits im Jahr darauf konstatierte
„Rechtentwicklung in der SPÖ“ bei
gleichzeitiger Zurückdrängung von be-
scheidenen Ansätzen einer Linksorientie-
rung, ihre fehlende Opposition zur „Klas-
senpolitik der ÖVP“, bedeuteten jedoch
einen Rückschlag der damit verbundenen
Orientierung der KPÖ auf Differenzie-
rungs- und Wandlungsprozesse innerhalb
der großen Parteien als Voraussetzung ei-
ner Aktionseinheit der Arbeiterklasse und
aller demokratischen Kräfte.7

Die Grundgedanken der „Thesen“ soll-
ten 1967 in einer breiten Parteidiskussion
über „Demokratie und Sozialismus“ ver-
tieft werden. Die zu diesem Zweck im
September vom Zentralkomitee beschlos-
sene und im Oktober mit Erläuterungen
des langjährigen ZK-Sekretärs Friedl
Fürnberg veröffentlichte Diskussions-
grundlage enthielt eine grundsätzliche
Präzisierung in der Frage „des wissen-
schaftlichen Begriffs“ von der „Diktatur
des Proletariats“, der durch „Arbeiter-
macht“ und „sozialistische Demokratie“
ersetzt werden sollte, und in der Frage des
Mehrparteiensystems, wobei nunmehr
auch die „Möglichkeit von oppositionel-
len Parteien, die gegen die sozialistische
Orientierung sind“, vorgesehen war.
Durch den Reformprozess in der Tsche-
choslowakei erhielt die Diskussion ab
Jänner 1968 eine Aufwertung, stand doch
für die österreichischen KommunistInnen
fest, dass „die umwälzenden Ereignisse in
der ÈSSR“ nicht nur „von geschichtlicher
Bedeutung“ seien „für die Demokratisie-

keinen Weg zum Sozialismus ohne brei-
teste Entfaltung der Demokratie für die
Werktätigen geben kann. Wir begrüßen,
daß dieses Problem im Mittelpunkt des
Aktionsprogramms der KPTsch steht“,
schrieb der Parteivorsitzende Franz
Muhri in seinem Vorwort zu diesem am
5. April 1968 beschlossenen Dokument,
das die KPÖ in deutscher Übersetzung
als Broschüre herausbrachte.2

Die KPÖ hatte nach Abschluss des
Staatsvertrags und dem Abzug der so-
wjetischen Besatzungstruppen 1955 star-
ke Rückschläge erlitten, sowohl in der
Mitgliederbewegung, hinsichtlich der
Aktivitäten der Parteiorganisationen, als
auch was den Verlust von Positionen in
Betrieben und Gemeinden und den Stim-
menrückgang bei allgemeinen Wahlen
betraf. 1959 musste sie ihr Ausscheiden
aus dem österreichischen Nationalrat hin-
nehmen. Die in den 1960er Jahren einge-
leitete politische und ideologische Neu-
orientierung und Öffnung verhalf der
Partei jedoch zu einer gewissen Ausstrah-
lung und Resonanz in der Öffentlichkeit.
Angestoßen vom 20. Parteitag der KPd-
SU im Jahr 1956 und der damit verbun-
denen „Entstalinisierung“ fand diese
Wendung zunächst programmatischen
Niederschlag in den Leitsätzen „Der Weg
Österreichs zum Sozialismus“ des Jahres
1958, sowie in den von Franz Marek for-
mulierten und vom 19. Parteitag 1965 be-
schlossenen „Thesen über Perspektiven“.
Darin wurden Vorstellungen formuliert,
die zu einem späteren Zeitpunkt als „eu-
rokommunistisch“3 bzw. in der KPÖ-of-
fiziellen „Parteigeschichte“ als „revisio-
nistisch“ und „Ergebnis einer Fehlent-
wicklung“ charakterisiert wurden.4 Im
Verhältnis zu den sozialistischen Ländern
wurde in diesen Jahren unter den Schlag-
worten der „Autonomie“ und „Unabhän-
gigkeit“ ein Abgehen von Schönfärberei
und bedingungsloser Solidarität bei
gleichzeitiger Hinwendung zur „öffentli-
chen, sachlichen und freundschaftlichen
Kritik“ an Fehlern und Schwierigkeiten
beim sozialistischen Aufbau vollzogen.

Wie die meisten westeuropäischen
kommunistischen Parteien, ver-
urteilte die Kommunistische

Partei Österreichs den Einmarsch von fünf
Staaten des Warschauer Vertrags in die
Tschechoslowakei am 21. August 1968.
Zugleich resultierte aus der Militärinter-
vention der offene Ausbruch der „Partei-
krise“ der KPÖ: Sie spitzte bestehende po-
litische und ideologische Widersprüche
weiter zu und führte zur Eskalation einer
krisenhaften Entwicklung, deren tiefere
Ursachen vor allem in den vom 20. Partei-
tag der KPdSU aufgeworfenen und nicht
zu Ende diskutierten grundsätzlichen Pro-
blemen wurzeln. Der vorliegende Beitrag
hat die zustimmende Haltung der KPÖ
zum Reformprozess in der Tschechoslo-
wakei, die Verurteilung des Einmarsches
durch das Zentralkomitee, sowie die kri-
senhafte Entwicklung der Partei bis zur
Rücknahme dieses Beschlusses im März
1971 zum Thema. Der Verlauf der Aus-
einandersetzungen wird dabei nur inso-
weit dargestellt, als er mit den tschecho-
slowakischen Ereignissen und Fragen der
internationalen kommunistischen Bewe-
gung im Zusammenhang steht.

ZZuussttiimmmmuunngg zzuumm RReeffoorrmmpprroozzeessss
Die KPÖ begrüßte von Beginn an den

Prozess der sozialistischen Erneuerung
und Demokratisierung in der Tschecho-
slowakei. Sie bejahte die Ablöse Antonín
Novotnýs als Erster Sekretär des ZK der
KPÈ im Jänner 1968 und ließ auch in
den Folgemonaten keine Gelegenheit un-
genützt, ihre „volle Unterstützung […]
für den neuen Kurs und die neue
Führung unserer tschechoslowakischen
Bruderpartei“ zum Ausdruck zu
bringen.1 Von besonderer Bedeutung
war die Übereinstimmung zahlreicher im
Aktionsprogramm der KPÈ formulierter
Schritte auf dem Weg zu einem „Sozia-
lismus mit menschlichem Antlitz“ mit
den Vorstellungen, die die KPÖ in die-
sen Jahren von einem sozialistischen
Österreich entwickelt hatte: „Dies gilt
insbesondere für die Grundidee, daß es
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rungstendenzen in der sozialistischen
Staatenwelt“, sondern auch für die revolu-
tionäre Arbeiterbewegung in den kapitali-
stischen Ländern, „deren Perspektiven
weitgehend von der Problematik ,Demo-
kratie und Sozialismus‘ abhängig“ seien.8

Insgesamt waren die Jahre bis 1968
von Grundsatzdiskussionen über Fragen
der kommunistischen Weltbewegung und
der Theorieentwicklung des Marxismus
geprägt, die oftmals mit Auffassungen
Ernst Fischers und seinen internationalen
Auftritten verbunden waren. Obwohl sich
Fischer 1959 aus der operativen Leitung-
stätigkeit der Partei zurückgezogen hatte
und sich fortan auf seine publizistische
Arbeit konzentrierte, spielten die Ausein-
andersetzungen um seine Person in den
1960er Jahren eine zentrale Rolle. Im
Mittelpunkt all dieser Kontroversen stan-
den zwar theoretische Fragen – etwa die
Entfremdung im Sozialismus, die kriti-
sche Funktion der Intellektuellen, die
Frage des Klassencharakters der Wahr-
heit -, berührt wurden jedoch auch Fra-
gen der Sozialismusentwicklung, die im
Zusammenhang mit dem „Prager Früh-
ling“ und dem Einmarsch der Warschau-
er Vertragsstaaten in die ÈSSR ihre volle
Relevanz entfalteten.

Die schwelenden ideologischen Diffe-
renzen in der KPÖ entluden sich erst-
mals im Jänner/Februar 1968 in offener
Form: Zunächst stießen öffentliche Pro-
testerklärungen von Intellektuellen der
KPÖ, darunter drei ZK-Mitglieder (u.a.
Ernst Fischer), gegen die Verurteilung
der sowjetischen SchriftstellerInnen
Ginsburg, Galanskov, Dobrovol’skij und
Laškova auf heftige Kritik.9 Von weitrei-
chender Bedeutung war ein Zwischenfall
am 3. Februar 1968, als ein im Klubraum
der Parteizentrale geplanter Vortrag des
zu diesem Zeitpunkt aus der KPÈ ausge-
schlossenen tschechoslowakischen
Schriftstellers Antonín Liehm von erreg-
ten Arbeitern des Parteiverlags unter
Führung der ZK-Mitglieder Maller und
Hexmann verhindert wurde. Ein eigens
aus diesem Anlass vorverlegtes Plenum
des Zentralkomitees missbilligte sowohl
die Haltung jener ZK-Mitglieder, die oh-
ne Absprache mit der Parteileitung öf-
fentliche Protesterklärungen unterzeich-
net hatten, als auch die Verletzung der
innerparteilichen Demokratie durch die
Verhinderung der vom Tagebuch, der In-
tellektuellenzeitschrift der Partei, organi-
sierten Veranstaltung.10 Was zu diesem
Zeitpunkt deutlich wurde, war zwar noch
nicht die Herausbildung zweier Flügel,
der „Reformer“ und der „Konservati-
ven“, wie in der zeitgenössischen Presse-

büros, die die militärische Intervention
missbilligte. In diesem Sinne hatte sich
Franz Muhri bereits am Tag des Einmar-
sches in Interviews in Radio und Fernse-
hen geäußert.16 Mit nur sechs Gegen-
stimmen wurde auf einer eigens für den
22. August einberufenen Sitzung des
Zentralkomitees diese „Missbilligung“
auf Vorschlag Ernst Fischers zu einer
„Verurteilung“ zugespitzt.17 Im Be-
schluss des ZK wurde „die Besetzung
der ÈSSR“ als „eine direkte Verletzung
der Normen der Beziehungen zwischen
den Kommunistischen Parteien und der
sozialistischen Länder“ zurückgewiesen.

Zwei Argumentationslinien blieben bei
der Einschätzung der tschechoslowaki-
schen Ereignisse auch in den Folgemo-
naten bestimmend: Zum einen die Auf-
fassung, dass trotz des Wirkens „antiso-
zialistischer Kräfte innerhalb und außer-
halb der ÈSSR“ keine akute konterrevo-
lutionäre Situation bestanden habe und
die KPÈ unter Alexander Dubèek selbst
in der Lage gewesen sei, „mit diesen Ge-
fahren fertig zu werden“. Die militäri-
sche Besetzung wurde insofern als „Fol-
ge schwerer Fehleinschätzungen“ einge-
schätzt. Zum anderen trat die KPÖ „für
eine friedliche politische Lösung“ des
Konflikts als „Ergebnis von freien Ver-
handlungen mit den rechtmäßigen und
gewählten Vertretern der ÈSSR“ ein. Mit
„Nachdruck“ wurden der Abzug der
Truppen und „die Wiederherstellung der
vollen Souveränität der sozialistischen
Tschechoslowakei“ gefordert. Als einen
Schritt zu dieser politischen Lösung be-
trachtete die KPÖ die Normalisierung
der Beziehungen innerhalb der kommu-
nistischen Weltbewegung: „Zu diesem
Zweck wird die KPÖ Kontakt mit Bru-
derparteien aufnehmen“ und jede diesem
Ziel dienende Initiative unterstützen,
hieß es im genannten Beschluss.18

Diese Stellungnahme wurde allen kom-
munistischen Parteien übermittelt, in ei-
nem Begleitbrief wurde die Bereitschaft
der KPÖ zu direkten Gesprächen ausge-
drückt.19 Bereits am 18. Juli hatte die KPF
den Vorschlag unterbreitet, zur Erörte-
rung der Vorgänge in der ÈSSR und der
Reaktion der sozialistischen Länder eine
Konferenz der europäischen kommunisti-
schen Parteien durchzuführen, worauf das
Politbüro der KPÖ unverzüglich antwor-
tete, dass die österreichische Partei „die
Bemühungen um die Einberufung der
vorgeschlagenen Konferenz gutheißt“
und ihre Teilnahme zusagt.20 Von der
KPdSU und den Parteien der sozialisti-
schen Länder wurde diese Initiative je-
doch abgelehnt.21 Angesichts der daraus

berichterstattung, aber auch in der For-
schungs- und Memoirenliteratur oftmals
simplifizierend behauptet wird, jedoch
waren vor dem Hintergrund der poli-
tisch-ideologischen Differenzen eine tie-
fe Polarisierung und Anzeichen von
Gruppen- und Fraktionsbildung unüber-
sehbar. Appelle, diese Tendenz „durch
die Klärung der ideologischen und politi-
schen Fragen“ zu überwinden,11 erwie-
sen sich in weiterer Folge als wirkungs-
los und unrealistisch, vielmehr vertieften
sich nach dem offenen Ausbruch der
Parteikrise im August 1968 die Ge-
gensätze innerhalb der Partei.

VVeerruurrtteeiilluunngg ddeess EEiinnmmaarrsscchheess
Für die KPÖ kam der Einmarsch der

Truppen von fünf Staaten des Warschauer
Vertrags in die Tschechoslowakei überra-
schend, er widersprach den Informatio-
nen, die der KPÖ nach der Konferenz der
Bruderparteien der sozialistischen Länder
in Bratislava zur Verfügung standen. Im
August informierte das ZK der KPdSU
die österreichische Bruderpartei über sei-
ne Bewertung der Gespräche zwischen
den Führungen von KPÈ und KPdSU in
Èierná nad Tisou und der Konferenz von
Bratislava. Zwar wurden hierin die Orien-
tierung der KPdSU auf eine politische Lö-
sung der Probleme und die „positiven Re-
sultate der Gespräche“ festgehalten,
gleichzeitig jedoch „mit aller Offenheit“
ausgesprochen, dass man die sowjeti-
schen Befürchtungen „nicht für vollstän-
dig aufgehoben erachten muss“.12 Die
KPÖ hatte zuvor im Zusammenhang mit
den öffentlichen Polemiken und der Zu-
spitzung im Verhältnis zwischen der KPÈ
und den Bruderparteien ihre „volle Soli-
darität und Unterstützung für die Führung
der KPTsch“, sowie ihre Befriedigung
über das positive Ergebnis der Beratun-
gen von Èierná und Bratislava zum Aus-
druck gebracht. Hervorgehoben wurden
„die Autonomie, die Gleichberechtigung
und Nichteinmischung in die inneren An-
gelegenheiten und die Berücksichtigung
der nationalen Besonderheiten und Bedin-
gungen beim Aufbau des Sozialismus“,
sowie die Meinung, dass sich die ÈSSR in
keinem „konterrevolutionären“ Prozess
befinde und die Grundlagen des Sozialis-
mus nicht unmittelbar bedroht seien.13

Diese Einschätzung der Entwicklung in
der ÈSSR wurde im Politischen Büro zu-
letzt am 13. August 1968 bekräftigt.14

„Die KPÖ gegen den Einmarsch“, ti-
telte am 22. August 1968 die Volksstim-
me, das Zentralorgan der Partei,15 und
brachte eine am Nachmittag des 21. Au-
gust formulierte Erklärung des Polit-
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KPÖ nahm, davon zeugen Telegramme,
die gleich darauf an die KPÖ- und KPF-
Führung gingen: Die KPÖ wurde vor
„schwer korrigierbaren Folgen für die
Einheit der europäischen kommunisti-
schen Bewegung“ gewarnt, der KPF wur-
de nahe gelegt, ihre ablehnende Position
auch öffentlich kundzumachen, was kurz
darauf auch in einer Stellungnahme an die
KPÖ, wonach sie eine Konferenz der KPs
Westeuropas in der gegenwärtigen Situa-
tion „für nicht opportun“ halte, erfolgte.29

FFoorrttsscchhrreeiitteennddeerr 
DDiiffffeerreennzziieerruunnggsspprroozzeessss

Neben innenpolitischen Schwierigkei-
ten, die aus der Militärintervention resul-
tierten und die KPÖ aufgrund der geogra-
phischen Nähe Österreichs zur ÈSSR be-
sonders betrafen, bedeutete der Ein-
marsch vor allem „eine schwere Bela-
stungsprobe“ für die Einheit der Partei.30

Es folgten jene bis Herbst 1969 währen-
den Auseinandersetzungen, die als „Par-
teikrise“ in die Geschichte der KPÖ ein-
gingen. Es handelt sich jedoch um eine
vereinfachende Einschätzung, dass bereits
„der Einmarsch […] die Fronten inner-
halb der KPÖ eindeutig abgesteckt hat-
te“31 und die KPÖ seit diesem Zeitpunkt –
seit August 1968 – in zwei klar abgrenz-
bare Flügel bzw. Fraktionen gespalten
war: in konservativ-orthodoxe „Stalini-
sten“ und sektiererische „Dogmatiker“
auf der einen Seite, reformkommunisti-
sche „Progressive“, „Revisionisten“ und
„Rechtsopportunisten“ auf der anderen
Seite, je nach – zumeist in diffamierender
Absicht erfolgender – Zuschreibung und
Etikettierung. In Wahrheit geriet in einem
über mehrere Bruchlinien vermittelten,
sich fortwährend vertiefenden Differen-

zierungsprozesses die am 21. August ein-
geschlagene, in Kontinuität zur Neuorien-
tierung der KPÖ stehende Linie von meh-
reren Seiten unter Druck, bis zur Eskalati-
on der Auseinandersetzungen in der zwei-
ten Jahreshälfte 1969.

Ähnlich wie die Enthüllungen des
20. Parteitags der KPdSU und die Un-
garn-Krise im Jahr 1956 führte die Inter-
vention in der ÈSSR 1968 zu schweren
Erschütterungen und einer Vertrauens-
krise in der Parteimitgliedschaft. Im Po-
litbüro war Ende August von Diskussio-
nen in den Parteiorganisationen die Re-
de, die „oft einen widersprüchlichen und
stürmischen Verlauf“ nahmen.32 Zum er-
sten Mal in ihrer Geschichte hatte die
KPÖ in offener Form Kritik an der KPd-
SU und anderen Parteien der sozialisti-
schen Länder geübt. In Form und Inhalt
waren die Erklärungen und Initiativen
der KPÖ eine der weitestgehenden aller
westeuropäischen kommunistischen Par-
teien. Von großer Bedeutung für die wei-
tere Entwicklung war jedoch, dass die
breite Masse der Parteimitglieder auf-
grund ihrer traditionellen Verbundenheit
mit der Sowjetunion kritische Stellung-
nahmen zu Problemen der sozialisti-
schen Länder tendenziell als „antisowjet-
isch“ einschätzte und so auch die Verur-
teilung der Intervention durch das Zen-
tralkomitee nur halbherzig mittrug bzw.
generell ablehnte. So wusste Muhri we-
nige Wochen nach dem Einmarsch vor
dem Zentralkomitee zu berichten, dass
„in zahlreichen Bezirken sogar die
Mehrheit der Funktionäre des tragenden
Teils unserer Partei“ gegen den Stand-
punkt des ZK sei.33 Neben der Parteiba-
sis und dem Funktionärskader fand diese
an überholten, jedoch tief verwurzelten

resultierenden Unwahrscheinlichkeit bzw.
Unmöglichkeit einer europäischen Konfe-
renz strebte die KPÖ nunmehr offensiv
eine Konferenz der kommunistischen Par-
teien Westeuropas an: Dahingehend prä-
zisierte Muhri bereits unmittelbar nach
dem Einmarsch den allgemein gehaltenen
Beschluss des Zentralkomitees.22 Am 24.
August unterbreitete Franz Marek auf Be-
schluss des Politbüros der KPI in Rom
den Vorschlag der KPÖ auf Einberufung
einer westeuropäischen Konferenz. Diese
Initiative der KPÖ „zur Analyse der tiefe-
ren Ursachen dieses Konflikts in der kom-
munistischen Weltbewegung“ wurde
auch öffentlich kommuniziert, mehrmals
in der Parteipresse veröffentlicht und Mit-
te September als Beschluss des Zentralko-
mitees fixiert.23 In den Augen der KPÖ
sollte eine solche Konferenz neben einem
„informellen Meinungsaustausch über
Grundsatzprobleme“ mittels „einer kol-
lektiven Stellungnahme“ positiv auf die
Parteien der fünf Interventionsstaaten ein-
wirken und damit einen Beitrag „zur
friedlichen politischen Lösung“ leisten.
Die KPI unterstütze diesen Gedanken und
werde darüber mit der KPF und der KP
Großbritanniens sprechen, teilte Muhri
am Plenum des Zentralkomitees mit.24

Die Bemühungen der KPÖ waren je-
doch vor dem Hintergrund der ablehnen-
den Haltung der KPdSU und dahingehen-
der Einflussnahmen auf die Bruderpartei-
en bereits zu diesem Zeitpunkt zum
Scheitern verurteilt: Wenige Tage nach
dem Beschluss des Zentralkomitees konn-
te die KPdSU die Erklärung von Luigi
Longo zur Kenntnis nehmen, dass die KPI
den Vorschlag der KPÖ ablehne. Bereits
am 2. September wurde der KPdSU auch
von der KPF mitgeteilt, dass sie keine
multilateralen Treffen der kommunisti-
schen Partei zu unterstützen gedenkt.25

Die KPI hatte zuvor gegenüber der KPÖ
die Zustimmung der KPF zu einer solchen
Konferenz als Bedingung ihrer eigenen
Teilnahme festgehalten.26 Am ZK-Ple-
num der KPÖ am 12. September berichte-
te Muhri, dass die KPdSU „allen Parteien
geschrieben“ habe, „dass sie gegen eine
solche Konferenz ist“ und eine entspre-
chende Mitteilung auch an die KPÖ er-
gangen sei.27 Offenbar dürfte die KPÖ je-
doch über das Einlenken von KPI und
KPF nicht parteioffiziell informiert wor-
den sein, bekräftigte Muhri doch in einem
Interview mit dem ORF Anfang Oktober
das Eintreten seiner Partei für eine west-
europäische Konferenz u.a. mit dem Hin-
weis auf die zustimmende Haltung der
italienischen und französischen Partei.28

Wie ernst die KPdSU die Initiative der

20. Parteitag der KPÖ, 3. bis 6. Jänner 1969, in der Wiener Stadthalle.
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Vorstellungen festhaltende Tendenz, in
der die Skepsis gegenüber den Grundge-
danken des 20. Parteitags der KPdSU
und dem in der KPÖ eingeleiteten „tief-
greifenden schwierigen langwierigen
Prozeß der Umorientierung“34 zum Aus-
druck kam, auch im Parteiapparat selbst
starken Rückhalt. So musste noch im
Jahr 1970 festgestellt werden, dass selbst
„die programmatischen Grundsätze über
den Weg Österreichs zum Sozialismus
keineswegs schon Gemeingut der großen
Mehrheit“ der Parteifunktionäre und
Mitglieder geworden seien.35

Die ablehnende Haltung gegenüber der
Verurteilung der Militärintervention
durch das Zentralkomitee „von linken Ge-
sichtspunkten aus“ – „dogmatische und
sektiererische Standpunkte“ – wurden zu
diesem Zeitpunkt vom KPÖ-Parteivorsit-
zenden zwar als quantitativ stärker einge-
schätzt als die „extreme“ Gegenpositi-
on,36 für Zuspitzungen im weiteren Ver-
lauf der Auseinandersetzungen waren je-
doch vor allem das öffentliche Auftreten
von Ernst Fischer und Beiträge in der In-
tellektuellenzeitschrift der KPÖ bestim-
mend, die über die Beschlüsse der Partei
hinausdrängten und von vielen – sowohl
in ihrer inhaltlichen Tragweite als auch
hinsichtlich der Art und Weise ihrer Arti-
kulation – als Provokation empfunden
wurden. So trat am 31. August der Beirat
des Tagebuchs mit einer von 20 kommu-
nistischen Intellektuellen – darunter Mit-
glieder des Zentralkomitees – unterzeich-
neten Erklärung an die Öffentlichkeit, die
das Moskauer Abkommen als „Diktat“
und „Erpressung“ charakterisierte.37 Am
10. September 1968 folgte ein als „politi-
scher Paukenschlag“ gewertetes Inter-
view Ernst Fischers im österreichischen
Fernsehen, in dem er das Moskauer Übe-
reinkommen ebenso als „Diktat“ bezeich-
nete und für den Fall, dass die ultimative
Forderung nach einem sofortigen Abzug
der Besatzungstruppen nicht erfüllt wer-
de, den Bruch mit der sowjetischen
Parteiführung verlangte.38 Beide Stellun-
gnahmen gingen weit über KPÖ-offizielle
Verlautbarungen hinaus bzw. standen im

und niederösterreichischen Landesorga-
nisation und der mit der KPÖ verbunde-
nen Gewerkschaftsfraktion Gewerk-
schaftliche Einheit um Egon Kodicek.
Der Einfluss dieser Kräfte erstreckte sich
demgemäß weit über Kreise der Parteiin-
tellektuellen hinaus auf die Parteijugend
und Betriebsfunktionäre, was auch in der
Zusammensetzung des Zentralkomitees
und Politischen Büros entsprechenden
Niederschlag fand. Vor diesem Hinter-
grund kam der personellen Seite des im
Jänner 1969 angesetzten 20. Parteitags,
der Zusammensetzung des neuen Zen-
tralkomitees, eine große Bedeutung zu.
Als am Parteitag die Mitglieder des Po-
litbüros Franz Marek und Egon Kodicek,
sowie Theodor Prager und Fred Margu-
lies nicht wieder ins ZK gewählt wurden,
was gleichermaßen auf eine fraktionell
vorbereitete Streichungsaktion wie auf
die breite Ablehnung ihrer Auffassungen
in der Parteibasis verweist, stand die Par-
tei vor einer Zerreißprobe. Eine persönli-
che Initiative des Parteivorsitzenden
Muhri führte schließlich zu einer Kor-
rektur des Wahlergebnisses: Auf seinen
Vorschlag hin wurde in einer offenen
Neuabstimmung der gesamte Wahlvor-
schlag en bloc angenommen,42 womit
nach der Auflehnung der Parteibasis die
drohende Spaltung verhindert werden
konnte. Marek legte darauf seine Funkti-
on als Chefredakteur von Weg und Ziel
zurück und schied aus dem Politbüro
aus. Die konstituierende Sitzung des
Zentralkomitees wählte Muhri in gehei-
mer Wahl zum Parteivorsitzenden, sowie
Friedl Fürnberg, Hans Kalt und Erwin
Scharf, die bisher klar gegen die Auffas-
sungen von Fischer und Marek aufgetre-
ten waren, zu Sekretären des ZK. West
blieb Chefredakteur der Volksstimme,
Egon Kodicek, Josef Lauscher, Alfred
Ruschitzka, Maria Urban und Fritz Zapf
komplettierten das neue Politische
Büro,43 womit das Kräfteverhältnis im
operativen Führungsgremium der Partei
unverändert und in etwa ausgewogen
blieb. Im Laufe der Diskussion im ZK
waren zuvor zahlreiche Stimmen laut ge-
worden, die sich gegen die Wahl von
Scharf und Fürnberg ins Politbüro aus-
sprachen. Im Zentralkomitee selbst war
das Kräfteverhältnis ähnlich: So wurden
in einem vertraulichen Bericht des ZK-
Mitglieds Robert Dubovsky an die SED
42 Mitglieder dieses Gremiums für eine
„marxistisch-leninistische Politik“ aus-
gemacht, (wohl leicht überzeichnet) 33
für die von Dubovsky so bezeichnete
„Fischer-Marek-Gruppe“ und zwölf als
nicht eindeutig einzuschätzen.44

Gegensatz zur auch in einem ZK-Be-
schluss fixierten Einschätzung, dass der
Abschluss des sowjetisch-tschechoslowa-
kischen Abkommens in Moskau „in der
realen Situation“ ein „erster Schritt zu ei-
ner friedlichen politischen Lösung“ sei.
Demgemäß wurde im Oktober auch ein
Antrag Franz Mareks, eine „gewisse Re-
serve in der Einschätzung des Moskauer
Abkommens“ in die Diskussionsgrundla-
ge für den bevorstehenden 20. Parteitag
einzuformulieren, abgelehnt.39

Insgesamt bekräftigte das 33. ZK-Ple-
num, das sich am 12. und 13. September
mit den tschechoslowakischen Ereignis-
sen beschäftigte, die kritische Haltung
zum Einmarsch und die Forderung nach
dem Abzug der ausländischen Truppen
aus der ÈSSR. Auch nach Abschluss des
Vertrages über die zeitweilige Stationie-
rung sowjetischer Truppen in der ÈSSR
hielt die Partei an ihrer Auffassung fest,
„daß eine volle Wiederherstellung der
Souveränität der ÈSSR den raschesten
Abzug aller ausländischen Truppen
einschließt“.40 Vor dem Hintergrund der
genannten öffentlichen Stellungnahmen
standen die einzelnen Redebeiträge am
33. ZK-Plenum jedoch bereits mehrheit-
lich im Zeichen des spektakulären Auf-
tretens von Fischer und ähnlicher Hal-
tungen in der Partei. Zwar wurden die
im Referat von Muhri formulierten
Grundlinien und die darin enthaltene
Zurückweisung „extremer“ Standpunkte
mit nur zwei Enthaltungen angenommen
und eine Resolution dieses Inhalts mit
nur zwei Gegenstimmen beschlossen,41

dennoch vertiefte sich der Prozess orga-
nisierter Gruppenbildung. Die Krise der
Partei spitzte sich noch im Jahresverlauf
bis zur Zerreißprobe zu, was auch auf
einzelnen Bezirkskonferenzen und der
dabei stattfindenden Wahl der Delegier-
ten zum bevorstehenden 20. Parteitag
zum Ausdruck kam.

Die Unzufriedenheit der Parteibasis
speiste sich auch aus der Tatsache, dass
das öffentliche Erscheinungsbild der
KPÖ maßgeblich von den reformorien-
tierten Kräften geprägt war: Dies hatte
neben den in den Massenmedien Reso-
nanz findenden öffentlichen Auftritten
auch mit führenden Positionen ihrer Ex-
ponenten in der Parteipresse zu tun:
Franz West fungierte als Chefredakteur
des Zentralorgans, Franz Marek leitete
das theoretische Organ Weg und Ziel.
Ebenso dieser Strömung zuzuordnen wa-
ren neben der Intellektuellenzeitschrift
Tagebuch die Mehrheit in der Jugendor-
ganisation Freie Österreichische Jugend,
sowie maßgebliche Kräfte in der Wiener

Franz Marek (1913–1979)
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nicht die „Beseitigung bestehender de-
mokratischer Errungenschaften und Frei-
heiten, sondern die Hinzufügung und Er-
ringung neuer Rechte und Freiheiten für
die arbeitenden Menschen, die nur durch
die Zurückdrängung und Ausschaltung
des Großkapitals aus der Politik und aus
der Wirtschaft möglich sind“, so Muhri
im Rechenschaftsbericht des Zentralko-
mitees an den 20. Parteitag der KPÖ.45

Noch vor dem Parteitag hatte im Polit-
büro und Zentralkomitee das Kommuni-
qué über eine Aussprache der Delegatio-
nen von KPÖ und KPdSU zu Auseinan-
dersetzungen geführt. Bei den am 2. und
3. Dezember stattfindenden Gesprächen
konnte erwartungsgemäß keine Einigung
hinsichtlich der Intervention der War-
schauer Vertragsstaaten erzielt werden,
was jedoch im Kommuniqué auf Druck
der KPdSU keinen direkten Niederschlag
fand.46 Während das Politbüro nach Ab-
schluss des Meinungsaustausches über
das Kommuniqué die Passage über die
ÈSSR als „Kompromissformel“ und „si-
cherlich keine Ideallösung“, jedoch glei-
chermaßen als „kein Abgehen von unse-
rem Standpunkt“ charakterisierte, konsta-
tierte beispielsweise Ernst Fischer eine
faktische „Zurücknahme der unabhängi-
gen Haltung“ der KPÖ und eine „Er-
schütterung unserer Glaubwürdigkeit“.47

Zur Abfederung wurde dem Kommuni-
qué in der Volksstimme ein Interview mit
Franz Muhri zur Seite gestellt, in dem die
ablehnende Haltung der KPÖ gegenüber
dem Einmarsch unterstrichen wurde.48

Der Bericht Alfred Ruschitzkas an das
Zentralkomitee vom 18. Dezember macht
darüber hinaus deutlich, dass die Delega-
tion der KPÖ in Moskau von ihren Auf-
fassungen – etwa dem Bekenntnis zur
„Nachjännerpolitik“ der KPÈ – in keiner
Weise abrückte und auch die in den Vor-
monaten aufgerollten Grundfragen der
kommunistischen Bewegung offen zur
Sprache brachte, bis hin zur kritischen
Frage, ob etwa die Absicht bestehe, „eini-
ge wesentliche Grundsätze des 20. Partei-
tags zu revidieren“, was die Delegation
der KPdSU verneinte.49

Festgehalten wurde im Rahmen der
Aussprache in Moskau die Fortsetzung
der Zusammenarbeit zwischen KPdSU
und KPÖ. Auch am 20. Parteitag wurden
auf einen Bruch mit den sozialistischen
Ländern und der KPdSU-Führung orien-
tierende Auffassungen zurückgewiesen.
Die Beziehungen zu diesen seien viel-
mehr „auf der Grundlage einer richtigen
Verbindung des Prinzips der Autonomie
und der Solidarität“ zu gestalten.50 Insge-
samt wurden im Verlauf der „Parteikri-

se“ von der Mehrheit des Politbüros und
Zentralkomitees alle Initiativen abge-
lehnt, die vor dem Hintergrund der kriti-
schen Positionierung der KPÖ zum
21. August 1968 eine weitere Verschär-
fung und Zuspitzung des Verhältnisses
zur KPdSU und den anderen Bruderpar-
teien bedeuten hätten können. Im Gegen-
satz dazu intensivierte u.a. der
Tagebuch-Kreis seine Forderungen nach
einer weitergehenden Kritik und Distan-
zierung von der Sowjetunion, bis hin zur
Gleichstellung des 21. August 1968 als
„ähnlich schicksalhaftem Wendepunkt in
der Geschichte der internationalen Ar-
beiterbewegung“ wie einst der 4. August
1914 in einem redaktionellen Beitrag,51

was als Aufforderung zum Bruch und als
Verneinung des sozialistischen Charak-
ters der Sowjetunion gewertet wurde.52

Eine weitere, die Spaltung im Zentral-
komitee vertiefende Bruchlinie stellte die
Einschätzung der Entwicklung in der ÈS-
SR und der personellen Veränderungen
an der Spitze der KPÈ im April und Sep-
tember 1969 dar. Die KPÖ bezeichnete –
zunächst in einem Kommentar im Zen-
tralorgan, später in einem Beschluss des
Zentralkomitees – die Ablösung von
Alexander Dubèek als Erster Sekretär der
Partei und seine Ersetzung durch Gustáv
Husák zwar als „innere Angelegenheit“
der KPÈ, hob jedoch ihre Unterstützung
der „dezidierten Erklärung“ Husáks her-
vor, die „Nachjännerpolitik“ auf Grund-
lage des Aktionsprogramms
fortzusetzen.53 Im Abstimmungsergebnis
von 45 gegen 20 Stimmen (bei sechs Ent-
haltungen) kam die gegenläufige, u.a.
vom Tagebuch-Beirat vertretene Ein-
schätzung zum Ausdruck, dass die Ver-
änderungen in der KPÈ auf eine „Liqui-
dierung aller wesentlichen Elemente der
Nachjännerpolitik“ hinausliefen.54 Inhalt-
lich weitergehende Ergänzungsanträge,
die die Einmischung der KPdSU in inne-
re Angelegenheiten der ÈSSR und die
fortwährende Anwesenheit sowjetischer
Truppen in der ÈSSR deutlicher verur-
teilten, fanden keine Mehrheit.55 Auch
ein Antrag von Franz West, der die „Sor-
ge“ über die am September-Plenum des
ZK der KPÈ beschlossene Entfernung
von führenden Parteifunktionären und die
Abberufung von Alexander Dubèek aus
dem Präsidium zum Ausdruck brachte,
wurde mit 24:36:6 Stimmen abgelehnt.
Die unterschiedlichen Auffassungen in
der Parteiführung der KPÖ über die Ent-
wicklung in der ÈSSR führten in den
letzten Monaten des Jahres 1969 letztlich
dazu, dass zu dieser Frage nicht mehr
parteioffiziell Stellung bezogen werden

IInnhhaallttlliicchhee BBrruucchhlliinniieenn
In inhaltlicher Hinsicht standen in der

Parteidiskussion der Jahre 1968/69 drei
Problemstellungen im Mittelpunkt der
Kontroversen: Zum einen Fragen der
kommunistischen Weltbewegung, allen
voran das Verhältnis zur KPdSU und den
sozialistischen Ländern, weiters die Ein-
schätzung der Entwicklung in der Tsche-
choslowakei, sowie der „neuen Linken“
und daraus resultierende Herausforde-
rungen für die KPÖ.

In der Diskussion über Grundfragen
der kommunistischen Bewegung wurde
an den Reformimpuls des 20. Parteitags
der KPdSU, der sich in der programmati-
schen Neuorientierung der KPÖ wider-
spiegelte, angeknüpft. Konkret wurden
drei tiefer liegende Gründe für die zum
Einmarsch führende „Fehleinschätzung“
herausgearbeitet: Zum einen die „Verlet-
zung der Prinzipien der Beziehungen
zwischen den kommunistischen Parteien
und […] sozialistischen Ländern“, sowie
des Grundsatzes der Gleichberechtigung,
Autonomie und Souveränität. In diesem
Zusammenhang wurde auch die Miss-
achtung der Einschätzung der westeu-
ropäischen kommunistischen Parteien
kritisiert. Zweitens wurde das Problem
der Demokratieentwicklung in den Län-
dern des realen Sozialismus neu aufge-
rollt bzw. schärfer akzentuiert. Kritisiert
wurden Deformations- und Stagnations-
erscheinungen der sozialistischen Demo-
kratie, sowie „politischer und ideologi-
scher Paternalismus“ und Bevormun-
dung, ja das Fehlen der Diskussions- und
Informationsfreiheit in der Sowjetunion.
So werde beispielsweise in der dortigen
Presse unzureichend über das Aktions-
programm der KPÈ oder über die ableh-
nende Haltung der westeuropäischen
Bruderparteien zum Einmarsch in die
ÈSSR informiert. Drittens wurde an die
vom 20. Parteitag angestoßene Debatte
über nationale Besonderheiten und allge-
meingültige Merkmale beim Übergang
zum und Aufbau des Sozialismus ange-
knüpft. Vor dem Hintergrund der seitens
der SED erfolgten Charakterisierung des
Aktionsprogramms der KPÈ als „revi-
sionistisch“ und der gesellschaftlichen
Entwicklung und nationalen Formen der
sozialistischen Demokratisierung in der
ÈSSR als „konterrevolutionär“ wurden
die Vorstellungen der KPÖ über die
„Vielfalt der Wege und Formen“, über
einen österreichischen Weg zum Sozia-
lismus – auf Grundlage des Mehrpartei-
ensystems bei Zulassung einer Oppositi-
on – verteidigt. Sozialismus bedeute
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konnte.56 Nachrichten und Meldungen
über Entwicklungen in der ÈSSR wurden
in der Volksstimme weitgehend unkom-
mentiert wiedergegeben.

Insgesamt standen Äußerungen der
KPÖ über den Reformprozess in der
Tschechoslowakei seit 1969 im Zeichen
der Unterstützung der „Normalisierung“.
So bestand eine leichte Akzentverschie-
bung auch darin, dass – analog zu dahin-
gehenden Einschätzungen der KPÈ – stär-
ker als zuvor die Uneinigkeit der neuen
Parteiführung nach dem Jänner 1968, die
Einmischung der imperialistischen Mäch-
te, das Wirken dogmatischer und antiso-
zialistischer Kräfte, sowie die Notwendig-
keit eines entschlossenen Kampfes gegen
diese hervorgehoben wurde. Bereits in der
Parteitagsresolution wurde festgehalten,
dass der Einmarsch nicht zur Verhinde-
rung des Demokratisierungsprozesses in
der ÈSSR erfolgt sei, vielmehr hätten alle
bekannten Tatsachen die „Meinung er-
härtet, daß das Motiv für den Einmarsch,
zu dem sich die fünf Warschauer-Pakt-
Staaten schweren Herzens entschlossen
haben, die Sorge um das Schicksal des
Sozialismus“ in der ÈSSR und um die Si-
cherheit der sozialistischen Staatenge-
meinschaft war.57 Zudem wurde ab De-
zember 1968 immer stärker das Argu-
ment ins Treffen geführt, „wieder richtige
Proportionen in unserer Arbeit herzustel-
len“ und von der Fixierung auf die tsche-
choslowakischen Ereignisse und auf
Grundprobleme der kommunistischen
Bewegung wieder zur praktischen Arbeit,
zur Konzentration auf innenpolitische
Aufgaben wie den bevorstehenden Natio-
nalratswahlkampf und wirtschaftspoliti-
sche Fragen wie die geplante Reform der
verstaatlichten Industrie, sowie auf inter-
nationale Fragen wie die Solidarität mit
dem Freiheitskampf des vietnamesischen
Volkes überzugehen.58

EEsskkaallaattiioonn uunndd 
„„NNoorrmmaalliissiieerruunngg““

Bestimmend blieb zunächst die Orien-
tierung der Parteiführung auf Wahrung
bzw. Wiederherstellung der politischen
und ideologischen Einheit der Partei,
weshalb die mit nur drei Stimmenthal-
tungen59 beschlossene Hauptresolution
des 20. Parteitags als Plattform eines
„Neubeginnens“ betrachtet wurde, auf
deren Grundlage die Krise überwunden
werden sollte. Diese Plattform sollte in
einem „Zweifrontenkampf“ gleicher-
maßen gegen extreme Auffassungen des
Dogmatismus und „Revisionismus“ und
dahingehende einseitige Interpretationen
des 19. Parteitags verteidigt werden. In-

heben, wurde im Oktober nicht entspro-
chen.63 In Reaktion darauf traten 27 Mit-
glieder des Zentralkomitees ohne Kon-
sultation des Politbüros mit einer Er-
klärung an die Öffentlichkeit, in der sie
den Ausschluss Fischers als „weiteren
Schlag gegen Demokratie und Autono-
mie“ charakterisierten, der „die Tendenz
zur Spaltung“ der KPÖ verstärke.64 Diese
Vorgänge machten den quer durch alle
Parteiorganisationen gehenden tiefen
Riss in der KPÖ deutlich: Aus unzähligen
Basisstrukturen der Partei – Bezirks-, Be-
triebs- und Grundorganisationen -, sowie
von einzelnen Parteimitgliedern trafen
nun Stellungnahmen und Resolutionen
beim Zentralkomitee ein, die einerseits
gegen den Ausschluss Fischers prote-
stierten, in ihrer Mehrzahl jedoch sein
Auftreten und die öffentliche Erklärung
der „27“ als „Fraktionstätigkeit“ verur-
teilten. Diese Stimmung widerspiegelte
sich auch im Zentralkomitee: Die 7. Plen-
artagung akzeptierte am 27. und 28. Ok-
tober auf Antrag von Fürnberg mit 46 ge-
gen 28 Stimmen bei zwei Enthaltungen
den Ausschluss Fischers mit der Feststel-
lung, dass es seine „ideologischen und
politischen Auffassungen“ ablehne. Zu-
gleich wurde die Erklärung der 27 als
„den für die Partei geltenden organisato-
rischen Grundsätzen“ widersprechend
zurückgewiesen.65 Marek hatte zuvor in
seinem Redebeitrag alle mit dem Aus-
schluss Fischers nicht einverstandenen
ZK-Mitglieder aufgefordert, im Falle ei-
ner Annahme des Antrags von Fürnberg
„nach der Sitzung hierzubleiben“, um
über weitere Maßnahmen und Erklärun-
gen zu beraten, worauf tatsächlich etwa
20 ZK-Mitglieder zurückblieben und sich
Anfang November mit ultimativen For-
derungen an das Politbüro wandten.66

Muhris Referat auf dem 8. ZK-Plenum
am 24./25. November 1969 war ein letz-
tes Mal von seinem Bemühen um einen
Ausgleich und Kompromiss gekennzeich-
net, für den – wie sich zeigen sollte – kei-
ne Grundlage mehr bestand: Bei gleich-
zeitiger Ablehnung von Gruppenbildun-
gen sprach er sich gegen „monolithische“
Leitungsstrukturen aus und sagte – Bezug
nehmend auf die Forderungen der „27“ –
die Öffnung der Parteiorgane für parteiin-
terne Kontroversen zu. Als Grundlage für
die Überwindung der Krise bezeichnete
er jedoch auch die Verbindlichkeit von
Beschlüssen, den Verzicht auf die Aus-
tragung der Meinungsverschiedenheiten
in den Massenmedien und die Überwin-
dung der Tendenz zu Gruppenbildungen.
Eine Absage erteilte er der Ersetzung der
KPÖ durch eine „neue Linke“, sowie ei-

dem die Einschätzungen und Forderun-
gen des Tagebuch-Kreises und einzelner
Mitglieder der Parteiführung jedoch in
vielen Fragen über die in der Parteitags-
resolution formulierte Kritik hinausgin-
gen, standen die reformorientierten Tei-
le der KPÖ, die sich als legitime Vertre-
terInnen des 19. Parteitags betrachteten,
insgesamt vor dem Problem, dass die
prominentesten Exponenten der Neuori-
entierung – allen voran Fischer und Ma-
rek – nunmehr in der Parteiöffentlichkeit
als jene erschienen, die gegen die Be-
schlüsse der Partei, für eine Revision der
am 19. und 20. Parteitag fixierten
Grundlinie und gegen den dort prokla-
mierten „Neubeginn“ eintraten.

Wesentlich zur Zuspitzung der Ausein-
andersetzung im Verlauf des Jahres 1969
trugen Äußerungen Ernst Fischers und
des Tagebuchs über die „neue Linke“ bei,
die Charakter und Notwendigkeit der
KPÖ als revolutionäre Partei berührten.
So sprach sich Fischer in einem Artikel in
der Hamburger Zeit für ein Bündnis ver-
schiedenartiger linker Gruppierungen aus,
deren flexible Taktik bis zum Versuch rei-
chen müsse, „versteinerte Parteien zu
sprengen, von ihnen loszureißen, was
noch lebt“, was als „Infragestellung der
Funktion der KPÖ“, als „offene Ankündi-
gung eines Kurses auf Spaltung“ der Par-
tei bzw. ihre Ersetzung durch eine „nebu-
lose Linksbewegung“ interpretiert
wurde.60 Vor dem Hintergrund solcher
Überspitzungen wurde die bisher weitge-
hend wirkungslose Orientierung auf eine
politisch-ideologische Klärung der Streit-
fragen im Jahresverlauf durch die offene
und öffentliche Auseinandersetzung mit
jener „Tendenz“ abgelöst, „einige wesent-
liche Grundsätze des 19. und des 20. Par-
teitages von rechtsopportunistischer Posi-
tion aus […] öffentlich anzugreifen und
sie in Frage zu stellen“, wie Muhri am
Höhepunkt der Auseinandersetzungen
Ende 1969 resümierte.61 „Dogmatische
und sektiererische Tendenzen“, mit denen
man sich ebenso auseinandersetzen müs-
se, wurden in diesem Zusammenhang
eher formelhaft ins Treffen geführt.

Der Ausschluss Fischers lieferte letzt-
lich den Anlass zur Eskalation der Aus-
einandersetzungen im Herbst 1969:
Nachdem dieser in einem Fernsehinter-
view sein Diktum vom „Panzerkommu-
nismus“, der dem humanistischen Sozia-
lismus gegenüber stehe,62 geprägt hatte,
beschloss die laut Parteistatut autonom
agierende Schiedskommission im Mai,
Fischer aus der KPÖ auszuschließen. Ei-
ner darauf folgenden Empfehlung des
Zentralkomitees, diese Maßnahme aufzu-



Beiträge 77

22//0088

minierenden Stimmung letztlich im Früh-
jahr 1971 Rechnung getragen: Nach der
Einladung einer KPÖ-Delegation nach
Prag beschloss das 5. ZK-Plenum am
11. März 1971 mit vier Gegenstimmen
und drei Enthaltungen, das „Eingreifen
der fünf Warschauer-Pakt-Staaten“ als
„eine bittere Notwendigkeit“ anzusehen.
Erwin Scharf führte in seinem Referat zur
Rechtfertigung dieses Kurswechsels zwei
Argumente ins Treffen: Zum einen sei es
eine Fehleinschätzung gewesen, dass die
KPÈ und die tschechoslowakische Arbei-
terklasse aus eigener Kraft imstande ge-
wesen wären, mit den „antisozialisti-
schen Gefahren“ fertig zu werden, zum
anderen wandte er sich unter Berufung
auf den Klassenstandpunkt gegen das
Verständnis einer „abstrakten Souverä-
nität“. Demgegenüber sei die „Verteidi-
gung des Sozialismus“ die „höchste
Pflicht des Kommunisten“.70

Nicht zuletzt auf Initiative von Franz
Muhri,71 der auch am Plenum offen seine
Zweifel an der Notwendigkeit des Ein-
marsches zum Ausdruck brachte,72 wurde
eine Kompromissformulierung in die Be-
schlussvorlage aufgenommen, die im „In-
teresse der Einheit der Partei“ auch die
Respektierung „kritische(r) Vorbehalte“
einzelner GenossInnen festhielt. Insge-
samt verdeutlichen aus meiner Sicht die
Auseinandersetzungen innerhalb der KPÖ
nach dem Einmarsch der Warschauer
Vertragsstaaten in Prag die konstruktive
Rolle und differenzierte Position des da-
maligen Parteivorsitzenden, die mir – in
politischer Hinsicht – als weitaus beden-
kenswerter erscheint als die im Umfeld
von Ernst Fischer und Franz Marek ent-
wickelte Konzeption. Ungeachtet der Tat-
sache, dass Fischer und Marek einen be-
deutenden Beitrag zur Entwicklung mar-
xistischen Denkens leisteten und Pro-
blemstellungen aufzeigten, denen sich
weite Teile der Partei verschlossen, hätte
die von ihnen verfolgte praktische Kur-
snahme auf eine Distanzierung von den
sozialistischen Ländern und einen Bruch
mit der KPdSU, ihre Orientierung auf ei-
ne – an die Stelle der KPÖ tretende –
„neue Linke“ keine politikfähige Alterna-
tive darstellen können. Eine Mehrheit für
diese Linie wäre auch keine Garantie für
einen bedeutenderen Aufschwung als je-
nen gewesen, den die KPÖ in den frühen
1970er Jahren aufgrund ihrer Veranke-
rung in sozialpolitischen Bewegungen
verbuchen konnte, zumal in diesem Fall
ein noch höherer Grad der Zerrüttung der
Partei die Folge gewesen wäre.

Aus heutiger Sicht erscheint mir vor al-
lem die Frage von Interesse, warum nicht

ner Linie der Zuspitzung der Beziehun-
gen oder gar des Bruchs mit der KPdSU.
Die dem Inhalt des Referats folgende
Hauptresolution wurde mit 52:27:3 Stim-
men angenommen.67

Ein mit knapper Mehrheit (37:34:4) an-
genommener Antrag des niederöster-
reichischen Landessekretärs Karl Zenker,
dass Franz Zapf als Verantwortlicher für
Jugendarbeit aus dem Politbüro ausschei-
den solle, nachdem dieser sich geweigert
hatte, die in der vorangegangenen Sit-
zung beschlossene Kursnahme auf den
Aufbau einer kommunistischen Jugend-
bewegung mitzutragen, führte letztlich
zum Bruch: Die Mitglieder des Polit-
büros Maria Urban, Egon Kodicek und
Franz West legten ihre Funktionen in die-
sem Gremium zurück, letzterer auch sei-
ne Aufgabe als Chefredakteur des Zen-
tralorgans.68 Darauf verließen die meisten
der „27“ den Saal und kehrten in weiterer
Folge der KPÖ den Rücken. Es folgte ei-
ne Welle von Funktionsniederlegungen
und Parteiaustritten, darunter zahlreiche
Partei- und Betriebsfunktionäre, Intellek-
tuelle und Vertreter der Jugendorganisa-
tionen. Zur Überwindung der Krise und
Wahl einer aktionsfähigen Parteiführung
wurde der 21. Parteitag auf Ende Mai
1970 vorverlegt, der hinsichtlich inner-
parteilicher Fragestellungen im Zeichen
der „Normalisierung“, der Abrechnung
mit dem „Rechtsopportunismus“ und der
Bekräftigung des „Marxismus-Leninis-
mus“ stand. Im Zuge der Kampagne ge-
gen die sich im Umfeld des Wiener Tage-
buchs, der FÖJ und der von der Gewerk-
schaftlichen Einheit abgespaltenen Ar-
beitsgemeinschaft für Gewerkschaftliche
Einheit sammelnden „revisionistischen“
Kräfte69 wurden auch einzelne Parteiaus-
schlüsse vollzogen, etwa gegen Franz
Marek. Insgesamt verringerte sich der
Mitgliederstand der Partei um ein Drittel:
von 31.415 am 1. Jänner 1968 auf 26.663
zur Zeit des 21. Parteitags im Mai 1970
und 21.680 Ende 1971.

RReessüümmeeee
Dieser Entwicklung entsprach die

Rücknahme der im August 1968 vom
Zentralkomitee der KPÖ beschlossenen
Verurteilung des Einmarsches der War-
schauer Vertragsstaaten in die ÈSSR im
März 1971: Seit 1969 wurde von maß-
geblichen Teilen der Partei eine Neube-
wertung der tschechoslowakischen Ereig-
nisse und eine Revision des ZK-Be-
schlusses gefordert. Als Abschluss der
Diskussionen über die Ereignisse in der
Tschechoslowakei wurde dieser in der
Parteibasis und im Funktionärskader do-

jene Linie langfristig zum Tragen kam,
die in diesen krisenhaften Jahren mit
Franz Muhri oder etwa auch mit Josef
Lauscher verbunden werden konnte: In
ihr verkörperte sich m.E. auf der einen
Seite die prinzipielle Offenheit gegenü-
ber den vom XX. Parteitag der KPdSU
aufgeworfenen Fragestellungen, die mit
einem kritischen Verhältnis gegenüber
den eigenen Fehlern der Vergangenheit
und gegenüber Fehlentwicklungen in den
sozialistischen Ländern, mit einer offe-
nen Diskussion über Fragen der marxisti-
schen Theorie und einer Lockerung fest-
gefahrener ideologischer Fronten einher-
ging. Auf der anderen Seite trat diese Li-
nie gegen falsche Zuspitzungen, neue
Verhärtungen und wechselseitige Auf-
schaukelungen ein, um die Einheit der
Partei auf marxistischer Grundlage zu
wahren. Dieses innerparteilich als „Zen-
trismus“ etikettierte Herangehen war
m.E. kein taktisches Lavieren zwischen
den Fronten, sondern eine der Situation
angemessene inhaltliche Orientierung,
um die wesentlichen Punkte des in der
Parteibasis ohnehin schwach verankerten
Reformkurses unter den veränderten,
weitaus schwierigeren Bedingungen nach
dem August 1968 weiterzuentwickeln.

Diese differenzierte Linie war zunächst
auch bestimmend bei der Formulierung
der kritischen Haltung zur Militärinter-
vention in Prag, geriet jedoch im Verlauf
der Auseinandersetzung von beiden Sei-
ten immer stärker unter Druck. Zwar
kann die Position eines Ernst Fischer
oder Franz Marek nicht mit all jenen re-
formorientierten Kräften identifiziert
werden, die im Ausgang der „Parteikrise“
die Partei verließen. Es ist jedoch vor al-

Franz Muhri, Vorsitzender der KPÖ, am
20. Parteitag im Jänner 1969.
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lem auf deren mit massenmedialer
Rückendeckung, oftmals in provokatori-
scher Absicht lancierte Stellungnahmen
und auf überspitzte Auffassungen im
Umfeld des Tagebuch-Kreises zurückzu-
führen, dass Franz Muhri in diesem
Parteiflügel letztlich keinen Bündnispart-
ner für eine realisierbare Weiterführung
der Neuorientierung finden konnte. Der
Ausgang der „Parteikrise“ war so im we-
sentlichen das Resultat eines Bündnisses
der an dogmatischen Auffassungen fest-
haltenden Kräfte mit jenen Teilen der
Partei, die zwar Reformimpulse aufnah-
men, jedoch gleichermaßen gegen die in
ihren Augen von den „Revisionisten“ be-
triebene „Sozialdemokratisierung“ bzw.
Liquidation der KPÖ eintraten.73

Insgesamt verweisen die Auseinander-
setzungen dieser Jahre auch auf Probleme
der politischen Kultur der KPÖ: Anknüp-
fend an die schlechtesten Traditionen der
kommunistischen Bewegung wurden im
Verlauf der „Parteikrise“ abweichende
Auffassungen als „parteifeindliche Grup-
pierung“ abgestempelt und pauschal als
„revisionistisch“ verurteilt, was sowohl
eine konkrete inhaltliche Auseinanderset-
zung, als auch die Erarbeitung differen-
zierter Positionen behinderte. Ein Sym-
ptom dafür ist nicht zuletzt die Tatsache,
dass auf Initiative der Wiener Parteiorga-
nisation der ab 1945 bis 1969 amtierende,
im Verlauf der Auseinandersetzungen auf
Ausgleich bedachte Landesobmann Josef
Lauscher am Parteitag 1970 nicht mehr
ins Zentralkomitee gewählt wurde und
auch Franz Muhris „schwankende“ und
„zentristische Haltung“ in das Schussfeld
dieser Kritik geriet. Nicht zufällig wurde
1970 massenmedial wiederholt über eine
Ablöse Muhris als Parteivorsitzender spe-
kuliert. Diese Akzentverschiebung in
Richtung „ideologische Gesundung“74 der
Partei wurde auch in der Forderung Wal-
ter Hollitschers deutlich, nicht nur einen
Schlussstrich „unter der revisionisti-
schen“, sondern auch unter der „zentristi-
schen Vergangenheit (zu) ziehen“.75

So kam es nach Überwindung der
„Parteikrise“ in wichtigen Fragen zu ei-
ner neuerlichen Verhärtung überholter
Vorstellungen, im Parteileben verfestigte
sich eine auf die Abwehr kritischer Fra-
gen gerichtete Haltung. Zwar konnten in
der Analyse der kapitalistischen Ent-
wicklung, in der Untersuchung der öko-
nomischen und politischen Veränderun-
gen bedeutende Leistungen erzielt wer-
den (z.B. das Konzept des „staatsmono-
polistischen Kapitalismus“ mit seiner
Kritik der Sozialpartnerschaftspolitik).
Auch wurde im 1982 beschlossenen Par-
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Nach dem Zusammenbruch der Staa-
ten des realen Sozialismus wurde die
1971 erfolgte Rücknahme der Verurtei-
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überdies als jährliche „Löhnung“ 1,5
Millionen Kr. ausbezahlen.2 Verglichen
damit war sogar der Gehalt des öster-
reichischen Ministerpräsidenten beschei-
den. Er erhielt im Jahr 24.000 Kr. nebst
einer Funktionszulage von 28.000 Kr.,
insgesamt 52.000 Kr. Ein mittlerer Be-
amter verdiente zwischen 4.800 und
6.400 Kr. im Jahr3, ein Schlosser brutto,
vor Abzug der Steuern und Versiche-
rungsbeiträge, 1917 jährlich 3.840 Kr.,
ein Bäcker 2.688 Kr. und eine Hilfsar-
beiterin in einem Rüstungsbetrieb brutto
816 Kr.4 Das Taggeld eines einfachen
Soldaten der kaiserlichen Armee im Er-
sten Weltkrieg belief sich auf 36 Heller.
Er hätte dafür 900 Jahre ununterbrochen
dienen und kämpfen müssen, nur um das
Monatssalär Kaiser Karls als Armee-
oberkommandant in der Höhe von
125.000 Kr. erreichen zu können.5

Man soll ja nicht neidig sein, sagt
man gern, und besonders gern sagen
das die Spitzenverdiener alias „Lei-
stungsträger“, jene, die laut eigenem
Selbstbild in rastloser Verantwortung
für das Wohl ihrer „Mitarbeiter“ tätig
sind. Aber selbst die können angesichts
der Schere, die zwischen dem Einkom-
men des Herrschers und den Durch-
schnittsverdiensten der Masse der Be-
völkerung in der Zeit der Monarchie
klaffte, heute vor Neid nur seufzen. 

WWeerr bbeennööttiiggtt UUnntteerrssttüüttzzuunngg??
Als die Erzherzöge in der uralten Tra-

dition der adeligen „Schwertträger“ ihre
Kriegsdienstpflicht erfüllten und als
Truppenbefehlshaber (regelmäßig in die
sichere Etappe) einrückten – wofür sie
zusätzlich Gagen, Feldzulagen usw. kas-
sierten – , versäumten es die weiblichen
Mitglieder des Kaiserhauses nicht, nach
den Bestimmungen der Gebührenvor-
schriften für Offiziersfrauen monatliche
Unterstützungsbeiträge und vierteljährli-
che Quartierbeihilfen zu beanspruchen.
Zita, die Gattin Karls, bezog von 1914
bis zum Krönungstag des Thronfolgers
Ende 1916 an Unterstützungen und
Quartierbeihilfen 15.505 Kr. Als
Wohnadresse gab sie die Hofburg und
Schönbrunn an, wo es an Komfort nun
denn doch nicht so fehlte, um auf Letzte-
re angewiesen zu sein. 

Erzherzogin Augusta, Gattin des Erz-
herzogs Josef, bezog 73.943 Kr.; Erz-
herzogin Isabella, Gattin des Erzher-

zogs Friedrich, 30.837 Kr.; Erzherzogin
Maria Christine, Gattin des Erzherzogs
Peter Ferdinand, 22.692 Kr.; und Erz-
herzogin Blanka, Gattin des Erzherzogs
Leopold Salvator, 3.734 Kr.6

In dem Fall – ganz konträr zu ihren
sonstigen Standpunkten gegenüber Zu-
mutungen demokratischer Nivellierung
– lautete also die Parole der Habsbur-
ger: „gleiches Recht für alle“ und „nur
nichts verschenken“.

FFlluucchhttggeellddeerr
Dem Geld, speziell ihrem eigenen, und

dem, von dem sie glaubten, dass es ihnen
als dynastischen Machtträgern zustehe,
widmeten die allerhöchsten Herrschaften
überhaupt nimmermüde Aufmerksamkeit. 

Als Ende Oktober 1918 die Revolution
bereits an die Tür pochte, wies das Wie-
ner Obersthofmeisteramt die Öster-
reichisch-Ungarische Bank an, jeder erz-
herzoglichen Familie 1,5 Millionen
Schweizer Franken (umgerechnet 4,5
Millionen Kronen) für die Eventualität
der erzwungenen Flucht ins Ausland be-
reit zu stellen.7 Die enormen Beträge
wurden tatsächlich flüssig gemacht. Ei-
nen ereilte bei der Mitnahme jedoch ein
peinliches Missgeschick. Der Linzer Sol-
datenrat führte am 30. April 1919 auf
dem Bahnhof in Wels eine Kontrolle
durch und hielt den auf der Fahrt in die
Schweiz begriffenen, nunmehr ehemali-
gen Erzherzog Eugen an. Man fand bei
ihm außer österreichischem und Schwei-
zer Bargeld 670.000 Kr. in
Wertpapieren.8 Zum Vergleich: ein
Volkswehrangehöriger erhielt damals ei-
nen täglichen Sold von sieben Kronen.
Vom Soldatenrat beschlagnahmt und der
Finanzlandesdirektion Linz übergeben,
setzte sich nun aber der personell unver-
ändert in die Republik übergeleitete Be-
amtenapparat in Bewegung und stellte
fest, dass alles „rechtmäßig“ sei und we-
der ein Verstoß gegen die Devisenbe-
stimmungen noch gegen die einschlägi-
gen Steuergesetze vorliege. Wiewohl bei
dem Entscheid die Hühner lachten, be-
kam Eugen Geld und Papiere zurück und
verschwand in die Schweiz.9

So ändern sich die Zeiten. Heute be-
werkstelligen das die Finanztransakteu-
re großen Stils bei krummen Geschäf-
ten diskreter. Fürst Hans-Adam,
Schirmherr der Banken in Liechten-
stein, kann darüber Auskunft geben. 

Nicht aufzuhalten ist das Nahen
des 12. November 2008 und da-
mit der staatsoffiziellen Festi-

vitäten zum 90. Jahrestag der Gründung
der Republik. Sie lassen Schlimmes er-
ahnen. Wieder einmal wird der Kaiser-
sohn Otto – von unseren Machteliten und
deren Medien längst schon taxfrei in den
Rang des Hauslehrers der österreichi-
schen Zeitgeschichte erhoben – seine
Stimme vernehmen lassen, um das ver-
blichene Österreich-Ungarn als Vorweg-
nahme der europäischen Einigung und
Musterstaat friedlich-gedeihlichen Zu-
sammenlebens der Völker zu preisen. 

In Wahrheit haben weder die be-
herrschten Nationen noch die beherrsch-
ten Klassen innerhalb der herrschenden
Nationen, allen voran die Arbeiterbewe-
gung, dem Habsburgerreich im Novem-
ber 1918 auch nur eine Träne nachge-
weint. Sie machten spätestens in den
vier Weltkriegsjahren die gemeinsame
Erfahrung, dass dieses Gebilde sehr
wohl wert war, zugrunde zu gehen. Als
erkenntnisfördernd erwies sich dabei un-
ter anderem auch das Verhalten der Mit-
glieder des „Erzhauses“, auf das wir ei-
nige Streiflichter werfen wollen. Es han-
delt sich hier um gänzlich unbekannte
und vergessene Tatsachen, deren Ent-
hüllung dazu beitragen mag, ein paar
heilsame Desillusionierungseffekte aus-
zulösen. Die Hoffnung soll man ja be-
kanntlich nie aufgeben, auch wenn es in
diesem Fall gegen den mächtigen Strom
der Habsburg- und Monarchienostalgie
zu schwimmen gilt, die, auf das Er-
zählen sentimentaler  Ammenmärchen
zugeschnitten, zusätzlich den Vorteil lu-
krativer Vermarktung hat.

DDeerr GGeehhaalltt KKaaiisseerr KKaarrllss
Neben dem riesigen Privatbesitz und

dem daraus fließenden Füllhorn an Erträ-
gen des Hauses Habsburg-Lothringen für
seine Mitglieder hatte der Kaiser auch
Anspruch auf die „Zivilliste“, eine Art
Gehalt in der Eigenschaft als Staatsober-
haupt. Die Höhe wurde in mehrjährigen
Abständen per Gesetz festgelegt und von
beiden Reichshälften zu gleichen Antei-
len budgetiert1, d.h. aus den Steuergel-
dern der Völker gespeist. Kaiser Karl
empfing für sich und seine Hofhaltung
1917/18 ein Jahresgehalt von jeweils
25,7 Millionen Kronen. Als er den Ar-
meeoberbefehl übernahm, ließ er sich

Sittenbilder aaus ddem HHause HHabsburg iim WWeltkrieg
HANS HAUTMANN
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EEiinnee EErrnneennnnuunngg
Am 29. Jänner 1917 richtete Kaiser

Karl aus seinem Armeehauptquartier in
Baden an Zita folgendes Handschreiben:

„Liebe Frau Gemahlin!
Die warme Anteilnahme, die Eure Ma-

jestät meiner braven Wehrmacht, ihren
Kämpfen und Siegen, Freuden und Lei-
den entgegenbringen, veranlasst mich,
Eure Majestät, die mir als echte Soldaten-
frau in den schweren Zeiten dieses Krie-
ges in vorbildlicher Weise zur Seite steht,
auch äußerlich meinen wackeren Kriegs-
leuten näherzubringen. Ich ernenne daher
Eure Majestät zur Oberstinhaberin mei-
nes bewährten Husarenregiments Nr. 16.
Alle meine tapferen Truppen mögen in
Eurer Majestät Ernennung einen neuen
Beweis meiner dankbaren Wohlgeneigt-
heit erblicken und wie bisher standhaft
aushalten im Vertrauen auf den Allmäch-
tigen und unsere gerechte Sache.“10

Nur symbolisch, werden die Monarchi-
sten sagen, und ein bloßer Titel ohne Mit-
tel. Oder vielleicht doch nicht? Jedenfalls
muss man das durchaus positiv sehen: Die
Habsburger als Vorreiter der Gleichbe-
rechtigung der Frau in reinen Männerbe-
rufen, noch dazu entschlossen umgesetzt
bei Überspringen sämtlicher Karrierestu-
fen direkt in die höchste Führungspositi-
on. Warten wir ab, bis das in unserem
Zeitalter der Frauenemanzipation der er-
sten Bundesheersoldatin gelingt. Zur
Fristverkürzung ist ein Stoßgebet an den
in den Kanon der Seligen aufgenomme-
nen Ex-Herrscher in Erwägung zu ziehen.

MMoonnaarrcchheenn ssiinndd sscchhlliieeßßlliicchh
ddoocchh aauucchh KKoolllleeggeenn

Unter dem Eindruck des Sieges der
Oktoberrevolution in Russland sandte
Kaiser Karl im Februar 1918 an den
rumänischen König Ferdinand einen
Brief, in dem er „mit herzlichen Worten
auf die großen Gefahren“ aufmerksam
machte, „die aus der über den Osten
hereinbrechenden sozialistischen Welle
für alle monarchischen Staatswesen her-
vorgehen.“ Er schilderte die düsteren
Perspektiven, die „bei Ausbreitung des
Bolschewikismus (sic!) über die russi-
sche Grenze für Österreich-Ungarn“
entstünden und die „in gleicher Weise
das rumänische Königshaus bedrohen“
würden. Deshalb trat Karl Habsburg
dafür ein, dass sich der rumänische Kö-
nig mit ihm und anderen Monarchen
Europas zum „Kampfe gegen die Anar-
chie“ vereinige, und schloss mit den
Worten: „Dies ist eine Zeit, in der die
Könige zusammenstehen müssen.“11

Dass das Haus Habsburg immer schon
antikommunistisch eingestellt war, ist
nichts Neues und eine Haltung, die Otto
auch heute unseren Eliten – quer durch
das politische Spektrum, bis hin zur SPÖ
– grundsätzlich sympathisch macht. Das
Pikante an der Sache bestand darin, dass
Ferdinand, ein Spross des 1866 nach
Rumänien exportierten deutschen Adels-
geschlechts Hohenzollern-Sigmaringen,
im Feindeslager der Entente stand und
ihm Karl für den Fall des Frontwechsels
die Unterstützung Österreich-Ungarns
und Deutschlands bei „der Wahrung sei-
nes Thrones“ versprach12 – was in Berlin,
da mit dem Bündnispartner nicht akkor-
diert, für leichte Verwunderung sorgte.

Alles in allem haben wir hier aber ein
schönes Beispiel vor uns, wie Herrschen-
de, oft genug untereinander in Konkur-
renzkämpfe, Raubzüge und „feindliche
Übernahmen“ verstrickt, bei einer wirk-
lich existenziellen Bedrohung ihrer
Machtgrundlagen klasseninstinktsicher
die Differenzen beilegen und sich auf ih-
re übergreifenden Interessen besinnen.

AAuuss KKaaiisseerr KKaarrllss PPhhrraasseennsscchhaattzz
In den „Letzten Tagen der Mensch-

heit“ lässt Karl Kraus den „allerhöch-
sten Kriegsherrn“ folgendermaßen auf-
treten (wir bringen im Zitat nur die Sze-
nenbeschreibungen):

„Nach der Winteroffensive auf den Sie-
ben Gemeinden. Exerzierplatz in der
Etappe. Die Überreste eines Regiments,
jeder Mann zu einem Skelett abgemagert.
Mit den zerfetzten Monturen, dem zerris-
senen Schuhwerk und der verdreckten
Unterwäsche ist es auf den ersten An-
schein ein Haufe kranker und zerlumpter

Bettler. Sie erheben sich müde, üben Ge-
wehrgriffe und machen Salutierübungen.
(...) / Automobile kommen. Dickleibige
Gestalten entsteigen ihnen, darunter eine
schmächtigere, in dichtes Pelzwerk
gehüllt, mit großen Ohrenwärmern. Man
sieht kaum mehr als zwei Wülste von
Lippen. (...) / Man hört nun, von Mann zu
Mann, von Zug zu Zug, in einem regel-
mäßigen Abstand von fünf Sekunden ent-
weder ‚Aha! Sehr schön!‘ oder ‚Aha!
Sehr gut!‘ oder ‚Aha. Sehr brav!‘ oder
‚Aha! Nur so weiter!‘ Es dauert zwei
Stunden. Verabschiedung von den Offi-
zieren. Die Automobile fahren ab.“13

Nicht viel bessere Floskeln hatte Kai-
ser Karl parat, als er auf Initiative seiner
Propagandaberater im März 1918 die
Hungergebiete im nordböhmischen Su-
detenland besuchte, um „Anteilnahme“
zu bekunden. Auf die Klagen der Be-
troffenen folgten Antworten wie: „Es ist
entsetzlich! Seien Sie versichert, es wird
das Möglichste geschehen“; „Ein baldi-
ger Friede ist auch mein Wunsch“; „Das
ist schrecklich, das wird sofort abge-
schafft werden“; „Ich weiß die schweren
Opfer zu würdigen, die die Bergarbeiter
im Kriege gebracht haben, und seien Sie
überzeugt, dass mir sehr viel daran liegt,
ihr Los zu verbessern“; „Sie können
überzeugt sein, ich werde mein Mög-
lichstes tun, um beizutragen, dass dem
armen Volke geholfen wird“; „Die Zei-
ten sind schwer, doch wir wollen hoffen,
dass mit des Allmächtigen Hilfe sich die
Zukunft für meine Völker bald freundli-
cher gestalten möge“.14

Kennen wir, kennen wir. Wir brauchen
nur Politiker zu beobachten, wenn sie
beispielsweise im Wahlkampf das „Bad

Das Kaiserpaar – Karl und Zita – 1918 in Pressburg.
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in der Menge“ nehmen. Wünschen und
Beschwerden, neuerdings „Sudern“ ge-
nannt, begegnen sie mit den von ihren
„Spindoktoren“ eingepaukten Redewen-
dungen, die so wie weiland 1918 bei Kai-
ser Karl regelmäßig folgenlos bleiben.

FFeessttmmaahhll iinn FFuucciinnee
Weil wir schon bei Karl Kraus sind:

Eine der grandiosesten Szenen in den
„Letzten Tagen der Menschheit“ heißt
„Liebesmahl bei einem Korpskomman-
do“ (V. Akt, 55. Szene). Er griff hier aus
dem vollen Leben der Herrschenden, die
sich, derweil das gemeine Volk und die
Soldaten hungerten, an leiblichen Genüs-
sen nichts abgehen ließen.

Im September 1916 inspizierte der Ar-
meeoberkommandant Erzherzog Frie-
drich einen Frontabschnitt in Südtirol.
Für ihn wurde in der Offiziersmesse in
Fucine bei Rovereto folgendes Bankett
laut erhalten gebliebener Speisekarte ge-
geben: „Kraftbrühe nach Prinzessinnen-
art; Feinschmecker-Seehecht, kalt; Mar-
schall-Lungenbraten; heurige Hühnchen,
gebraten; Mayonnaisesalat; Kompott;
Überraschungs-Omelette; gemischtes
Obst; verschiedene Käse; Kaffee.“

An Getränken wurde, nach der Reihen-
folge der Speisen geordnet, kredenzt:
„Pilsener Bier; Wermut; Burgunder;
Haslacher 1912; Benediktiner; Offensiv-
geist (?!); Weichselgeist.“

Eine eigens aus Innsbruck herbeige-
schaffte Militärkapelle begleitete das
Kriegsfestessen mit folgenden Stücken:
„Erzherzog Friedrich-Marsch; Erzher-
zogin Zita-Walzer (!); Der Alpensohn
(Männerchor); Phantasie aus der Oper
‚Freischütz‘; ‚Aisha‘-Intermezzo (?);
Gebet vor der Schlacht (Männerchor);
Wiener Bilder (Potpourri); Siegesklän-

ge (Marsch); Gruß aus dem Oberinntal;
Radetzky-Marsch.“15

Gerne würden wir Heutigen in dem
Zusammenhang wissen, wie der „Offen-
sivgeist“ geschmeckt und der „Erzherzo-
gin Zita-Walzer“ geklungen hat. Auch
die Kenntnis davon, welche Gespräche
auf welchem Niveau bei dem Gelage ge-
führt wurden, müsste uns packende Ein-
blicke in die intellektuelle Beschaffen-
heit der allerhöchsten Herrschaften ver-
mitteln. Schade. Mit Vorstellungsvermö-
gen ist es aber durchaus nachvollziehbar,
wie das Karl Kraus in der „Liebesmahl“-
Szene demonstriert hat. Genau so waren
sie, für die der Ausruf gilt: „Und so et-
was hat uns einmal regiert!“ (Passend
auch für unsere Nachfahren gegenüber
der österreichischen Gegenwart.)

HHooffkknniicckkssee iimm KKrriieeggssssppiittaall
Scharenweise reihten sich 1914 die

hochadeligen Gattinnen und Töchter in
die Pflege-, Wohltätigkeits- und Fürsor-
gefront ein, um ihren speziellen Beitrag
„in dieser großen Zeit“ zu leisten. Das
kommt immer gut an, denn wer ist heut-
zutage in punkto Renommee unerreich-
ter und hat mehr Publicity als die diver-
sen „Charity-Ladies“, „Licht ins Dun-
kel“- und „Life-Ball“-Veranstalter? Die
Spenden für ihre edlen Zwecke sprudeln
reichlich, besonders von Seiten der Fir-
men und Geldleute, die auf die Weise ihr
schlechtes Gewissen beruhigen können.

Betrachten wir das Ergebnis, wenn
weibliche Mitglieder des Kaiserhauses
ein solches Bedürfnis verspürten. Erzher-
zogin Augusta, Gattin des Erzherzogs Jo-
sef, folgte im Herbst 1918 – spät, aber
doch – ihrem Mann ins Feld (der zu dem
Zeitpunkt Heeresgruppenkommandant an
der italienischen Front war), um der Auf-

gabe der Verwundetenpflege zu obliegen.
Für sie wurde auf ärarische Kosten und
unter Verwendung von Soldaten eine ei-
gene Villa adaptiert und vollständig neu
eingerichtet. Noch bevor die hohe Frau
am 17. Oktober 1918 im Festungsspital
in Trient Einzug hielt, musste die tüchti-
ge Oberschwester, weil sie bürgerlicher
Herkunft war, einer Baronin weichen.
Diese hatte nichts Besseres zu tun, als
den Krankenschwestern den Hofknicks
lernen zu lassen. Weiters wurden die
Krankenträger und Soldaten angewiesen,
beim Erscheinen Augustas in den Gängen
des Spitals „Front“ zu machen. „So kam
es, dass Verwundete, die soeben auf der
Tragbahre aus dem Operationssaal getra-
gen wurden, sehr unsanft mit der Trag-
bahre zu Boden gestellt werden mus-
sten.“16 Augusta gelang es, den Spitalsbe-
trieb derart durcheinander zu bringen,
dass man aufatmete, als sie ihre tägliche
Anwesenheit in den Krankenzimmern auf
eine halbe Stunde reduzierte. Nach nur
einer Woche als Pflegerin reiste sie wie-
der ab, um nicht mit der spanischen Grip-
pe in Berührung zu kommen.17 Wenig-
stens das war von Erfolg gekrönt, denn
Augusta starb hochbetagt, im Alter von
89 Jahren, 1964 in Regensburg.18

HHeeuubblluummeenn uunndd HHeeiilliiggeennbbiillddeerr
Noch fataler war das Wirken der Erz-

herzogin Blanka, Gemahlin des Erzher-
zogs Leopold Salvator. Sie erkor das Re-
servespital in der Kirchstetterngasse 38 in
Wien–Ottakring zum Ort ihrer Wohl-
tätigkeit. Als strikte Verfechterin von
„Naturheilmethoden“ pfuschte sie den
Ärzten ins Handwerk und verlangte als
Universalmittel gegen alle Leiden die Be-
handlung mit heißen Heublumenum-
schlägen.19 Männerstolz vor Fürstenthro-
nen war damals ja schon gar nicht jeder-
manns Sache, und so geschah es, dass
sich die Ärzte, sei es aus Ehrerbietung,
sei es aus Feigheit, dem Humbug beugten
– auch im Wissen, damit den Tod von Pa-
tienten wegen wirkungsloser Therapie zu
riskieren oder gar herbeizuführen. Bei
ihren Krankenbesuchen brachte Blanka
übrigens prinzipiell nie Lebensmittel mit,
sondern stets nur Rosenkränze, Heiligen-
bilder und Fliedersträußchen.20 Ein stiller
Fluch nebst nachträglich gemurmeltem
Götz-Zitat wird ihr seitens der Beschenk-
ten gewiss gewesen sein.

DDeerr „„DDöörrrrggeemmüüssee-SSaallvvaattoorr““
Blanka mehr als würdig war ihr Ehe-

mann, Erzherzog Leopold Salvator. Seine
Güter- und Fabrikdirektion in Jistebnitz
bei Tabor in Böhmen lieferte für den

Armeeoberkommandant Erzherzog Friedrich mit seinem Stab 1914.
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Form so, dass er in der Luft hing und das
ganze Gewicht auf der Fesselung lastete.
Beim „Schließen in Spangen“ als einer
Verschärfung der Arreststrafe wurde
„um den linken Fußknöchel und um das
rechte Handgelenk ein ziemlich enger
Eisengürtel“ gelegt, dergestalt, dass bei-
de Gürtel „bloß durch eine wenige Zen-
timeter lange Stange miteinander ver-
bunden waren. Der so gefesselte Soldat
musste also die rechte Hand sechs Stun-
den beim linken Fuß halten und hocken,
ohne sich bewegen zu können.“28

Als Anfang 1917 die Klassenkämpfe
der Arbeiter aufflammten und das Herr-
schaftsgefüge ins Wanken geriet, ent-
deckte man plötzlich, dass Körperstrafen
nicht mehr notwendig seien. Kaiser Karl
ordnete im März bzw. Juni 1917 an, das
„Anbinden“ und „Schließen in Spangen“
aus dem Dienstreglement zu streichen29,
was als Ausfluss seiner grenzenlosen
Güte von der Habsburg-treuen Presse
groß hinausposaunt wurde.

Von Dauer blieb diese Humanitätsan-
wandlung nicht. Am Vorabend der letz-
ten und kläglich gescheiterten Offensive
des österreichisch-ungarischen Heeres
am Piave, am 13. Juni 1918, verkündete
der Kommandant der 6. Armee, General-
oberst Erzherzog Josef (uns schon be-
kannt als Gemahl der Augusta), dass
„zum Schutz der Disziplin“ als „außeror-
dentliche und vorübergehende Maßnah-
me“ die Strafe des sechsstündigen
Schließens in Spangen und des zweistün-
digen Anbindens bewilligt sei.30

Auf die Interpellation der sozialdemo-
kratischen Abgeordneten Volkert und
Forstner am 17. Juli 1918, in der sie die
unverzügliche und restlose Beseitigung

von Parma und Karoline Maria Immaku-
lata Prinzessin von Sachsen-Koburg und
Gotha gebornen Erzherzoginnen von
Österreich und königlichen Prinzessinnen
von Ungarn etc. die einer k.u.k. Hoheit
gebührenden Ehrenbezeigungen zu.“25

Hier zeigt sich immerhin doch, dass
das Mühlrad der Geschichte sich dreht,
denn wenigstens bei dem kann ein Bogen
zur Jetztzeit nicht geschlagen werden.

KKaaiisseerrlliicchhee HHoohheeiitt lläässsstt sscchhiieeßßeenn
Erzherzog Josef Ferdinand, General der

Infanterie, war während der Winter-
schlacht in den Karpaten 1914/15 Kom-
mandant der 4. Armee. In dem tief ver-
schneiten Gebirgsgelände herrschten bei
grimmigem Frost für die Soldaten in den
Schützenlöchern entsetzliche Bedingun-
gen. Als das 7. Korps vor den Angriffen
der Russen zu weichen drohte, befahl Jo-
sef Ferdinand, die Standhaftigkeit durch
Maschinengewehrfeuer von hinten auf die
eigene Truppe zu erzwingen. Am 28. De-
zember 1914 musste er dennoch das Auf-
geben einer Stellung bei dem Dorf Barti-
wek an das Armeeoberkommando mel-
den und erläuterte das folgendermaßen:

„Ich füge bei, dass auch das Feuer von
rückwärts die Truppen nicht abhielt, ihre
Stellungen zu verlassen, sobald der Feind
schärfer einsetzte, und dass Leute in der
Front aus vollster Erschöpfung Selbst-
mord begingen. Mit dem heute begonne-
nen Rückmarsch kann eine Retablie-
rungsperiode eingeleitet werden, in der
Verstärkungen eintreffen und die Truppe
wieder diszipliniert werden kann.“26

So sahen sie also aus, die von der
schwarzgelben Kriegspropaganda ange-
himmelten „Soldatenväter“ des Hauses
Habsburg. Die Republik Österreich beg-
nügte sich mit Josef Ferdinands Ver-
zichtserklärung und ließ ihn unbehelligt.
Er starb 1942 in Wien.27

„„AAnnbbiinnddeenn““ uunndd 
„„SScchhlliieeßßeenn iinn SSppaannggeenn““

Was im Ersten Weltkrieg in sonst kei-
ner der beteiligten Streitkräfte mehr
möglich war, wurde in der kaiserlichen
Armee nach wie vor praktiziert: die Lei-
besstrafe auch bei leichten Disziplinar-
vergehen, etwa wenn man sein „Essge-
schirr nicht in Ordnung gehalten“ hatte.
Sie reichte von fünf bis fünfundzwanzig
Stockhieben auf das Gesäß bis zum „An-
binden“ und „Schließen in Spangen“. 

Das „Anbinden“ sah so aus: Der De-
linquent wurde mit einem langen Strick,
den man mehrmals straff um seinen
Körper schlang, für zwei Stunden an ei-
nen Baum gebunden, in verschärfter

Heeresbedarf an das Kriegsministerium
von 1914 bis 1918 11,3 Millionen Kilo-
gramm Dörrgemüse zum Preis von 84,6
Millionen Kronen.21 Dörrgemüse, ein
durch (natürliche oder künstliche) Trock-
nung von Zwiebeln, Kraut, Fisolen, Rü-
ben etc. hergestelltes Produkt, war eines
der Hauptnahrungsmittel der einfachen
Soldaten der k.u.k. Armee, die sich später
nur mit Schaudern an den Fraß erinner-
ten. Leopold Salvator hatte hier faktisch
das Monopol und diktierte, wie bei Mo-
nopolen im Kapitalismus üblich, den
Preis. Da Monopolpreise selten unter
dem Wert liegen – nur dann, wenn es
durch Dumping lästige Konkurrenten in
den Bankrott zu treiben gilt –, sondern re-
gelmäßig darüber, strich der Erzherzog
rund 20 Millionen Kronen als Nettoprofit
ein.22 Er gehörte damit zur Kategorie der
„Kriegsgewinnler“, sprich jener, die die
Volksmassen in großem Stil begaunerten.

Gemeinsam mit seiner Frau Blanka
setzte sich Leopold Salvator Ende 1918
rechtzeitig nach Spanien ab, kehrte 1930
nach Wien zurück und starb hier im Jahr
darauf. Begraben liegt er in der Kapu-
zinergruft.23 Pietätlos, wie wir sind,
schlagen wir das Anbringen einer Zu-
satztafel an seinem Sarg vor, auf der die-
se Weltkriegs-Heldentat verzeichnet ist.

CCrruuxx mmiitt ddeerr 
EEbbeennbbüürrttiiggkkeeiitt bbiiss zzuulleettzztt

Welche Sorgen die Hoheiten selbst
noch wenige Wochen vor dem Ver-
schwinden der Monarchie quälten, er-
hellt folgender Vorfall. Das Kriegsmini-
sterium erließ am 5. Oktober 1918 an al-
le Kommanden den Befehl, „wonach
denjenigen durchlauchtigsten Frauen
Erzherzoginnen, die Ehen mit nichtsou-
veränen Häusern eingehen, die für kai-
serliche und königliche Hoheiten vorge-
schriebenen Ehrenbezeigungen nicht ge-
bühren, zur Danachachtung in Erinne-
rung zu bringen und zu verlautbaren,
dass von diesen Erlassbestimmungen
dermalen betroffen werden...“24

Schön gesagt. Es folgten die Namen der
solcherart Herabgestuften: eine Fürstin
von Hohenlohe-Bartenstein, eine Fürstin
von Thurn und Taxis, eine Fürstin von
Windischgrätz sowie Damen aus weiteren
vier Adelsfamilien. Der Erlass setzte fort:
„Hingegen gebühren (...) die vorgeschrie-
benen Ehrenbezeigungen jenen durch-
lauchtigsten Frauen Erzherzoginnen, die
eine Ehe mit einem Mitglied eines christ-
lichen gegenwärtig oder vormalig souver-
änen Hauses eingegangen sind. Dem-
gemäß kommen auch ihren k.u.k. Hohei-
ten Maria Anna von Bourbon, Prinzessin

General der Infanterie Erzherzog Josef
Ferdinand 1915.
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der beiden Strafen verlangten, gab der
Minister keine Antwort. Am 22. Oktober
1918 fragte der Abgeordnete Otto
Glöckel erneut bei Kriegsminister Stö-
ger-Steiner an, warum andere Armeen
„ohne diese rohe, unmenschliche Strafe
ihr Auslangen“ fänden, und ob es sich
bei dem Erlass „um eine Auflehnung ge-
gen den Kaiser“ handle.31 Infolge Auflö-
sung des „vorbildlichen Rechtsstaates“32

kam der Herr Minister wieder nicht dazu,
eine Antwort zu geben.

DDiiee SSoozziiaallddeemmookkrraattiiee 
eeiinnsstt uunndd jjeettzztt

Unsere Schilderung hat gezeigt, dass
es so gut wie ausschließlich die öster-
reichische Sozialdemokratie war, die
diese Dinge 1918/19, und vereinzelt
auch danach, in ihrem Parteiorgan und
weiteren Publikationen aufdeckte.33 Die-
se kritische bis ablehnende Haltung ge-
genüber dem einstigen Herrscherhaus,
juristisch umgesetzt in dem nach wie vor
zu unserem Verfassungsbestand zählen-
den Habsburgergesetz vom 3. April
191934 und bis zur Mitte der 1960er Jah-
re anhaltend, ist ihr hoch anzurechnen.

Wir haben hier nur einige Facetten aus
dem reichlich vorhandenen Material ge-
bracht. In Wirklichkeit war alles noch
viel ärger, dann was in Österreich im 1.
Weltkrieg beispielsweise den „politisch
unverlässlichen“ Völkerschaften angetan
wurde, kann getrost als Präludium für die
Verbrechen faschistischer Diktaturen im
Zweiten Weltkrieg bezeichnet werden.
Darüber wird der Autor in nicht zu ferner
Zukunft eine eigene Monographie vorle-
gen. Wann aber gibt es endlich eine satt
dotierte Forschungsförderung für ein
Team junger Historikerinnen und Histo-
riker, um diese Leichen aus dem Keller
unserer Vergangenheit auszugraben?
Und zwar freiwillig gegeben, von oben,
als Ausdruck der Schuldigkeit gegenüber
den Opfern, die unser eigenes monarchi-
sches Regime auf dem Gewissen hat?

Geschichtsbewusstsein beruht auf
Kenntnissen, gewonnen aus Quellenstu-
dien. So altmodisch sind wir mit dieser
Ansicht in einer Situation, in der das
Fach Zeitgeschichte fast nur mehr aus
„Diskursanalysen“ und Auseinanderset-
zungen um die „Narrative“ zu bestehen
scheint. Wenn SPÖ-Spitzenpolitiker –
subjektiv sicherlich zu recht – sagen
können: „Davon haben wir noch nie et-
was gehört“, dann stellt das ihrem und
dem in unserem Land insgesamt gepflo-
genen Geschichtsbild kein schmeichel-
haftes Zeugnis aus. Denn früher einmal
wussten sie sehr wohl Bescheid, obwohl

sie auch damals schon von der akademi-
schen Geschichtsschreibung im Stich ge-
lassen wurden, die darüber beflissen den
Mantel des Schweigens ausbreitete. 

Argumente wie: „Das liegt doch alles
schon weit zurück“, „Wozu das aufwär-
men?“ und „Spielt heute doch überhaupt
keine Rolle mehr“ sind ebenfalls verfehlt,
denn Tatsachen und Wahrheiten bleiben
über die Zeiten hinweg Tatsachen und
Wahrheiten, die uns früher oder später
einholen. Mehr Distanz und ein größeres
Maß an Reserviertheit würden daher den
Repräsentanten eines Staates, der Repu-
blik heißt, gegenüber Leuten gut anste-
hen, deren Profession nach wie vor die
geschichtsfälscherische Verklärung des
Habsburgerreiches und seiner Dynastie
ist. Und denen, die uns mit solchen
Büchern beglücken, ohne auch nur ein
Wort über die monströsen staatsverbre-
cherischen Handlungen der Herrschen-
den im Ersten Weltkrieg zu verlieren, tut
man die Hälfte zuviel der Ehre an, wenn
man sie Halbignoranten nennt.
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ter-Zeitung vom 27. Juli 1924.
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1919 vor der Nationalversammlung die Landes-
verweisung und Beschlagnahme des Vermögens
der Habsburger begründete, nannte er sie ein
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österreichischen Nationalversammlung zur Lan-
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der Republik Deutsch-Österreich, III. Teil, Wi-
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48. Jg., Nr. 11, Wien, November 1990, S. 452ff.



Beiträge 1155

22//0088

Otto von Habsburg sorgt für Eklat
in Wien“ – so titelt die Öster-
reich nicht immer freundlich ge-

sinnte Neue Zürcher Zeitung am
12. März 2008 auf der Frontseite ihrer in-
ternationalen Ausgabe einen Leitartikel.
Anlass dazu bot jene Festrede des 95-
jährigen Habsburg am 10. März 2008 im
überfüllten Reichsratssaal des Parla-
ments, die sich ÖVP-Chef und Vizekanz-
ler Wilhelm Molterer, ÖVP-Klubobmann
und Bundeskanzler a. D. Wolfgang
Schüssel, die Abgeordneten der ÖVP-
Parlamentsfraktion und zahlreiche ÖVP-
Spitzen zum 70-Jahr-Gedenken der Ok-
kupation Österreichs durch Hitler-
deutschland gewünscht haben. Die NZZ
schreibt: „Die zusätzlich in einen Neben-
raum übertragene Rede Habsburgs wur-
de mehrmals von tosendem Applaus und
sogar Jubelrufen unterbrochen. Am Ende
gab es für Habsburg stehenden Beifall.“
Habsburg hat die Moskauer Deklaration
der Alliierten von 1943, in der auch von
einer Mitverantwortung Österreichs an
den Naziverbrechen die Rede ist, als
Heuchelei und „eigentlichen Skandal“
bezeichnet und die Massenveranstaltung
am Heldenplatz im März 1938 als Rum-
mel und mit einem Fußballmatsch vergli-
chen. Österreich sei wie kein anderer
Staat in Europa berechtigt, sich als Opfer
zu bezeichnen. Exbundeskanzler Schüs-
sel schwächte diese historische Reminis-
zenz von Habsburg ein bisserl ab, Öster-
reicher seien „leider auch Täter gewor-
den“ und die Massen am Heldenplatz sei-
en nicht ganz so harmlos wie bei einem
Fußballmatsch. Die Wiener Sozialdemo-
kratie beschloss über Habsburgs Rede
empört zu sein, mobilisierte ihren Vertei-
digungsminister Norbert Darabos und
ließ durch ihn für das Salzamt deklarie-
ren1, Habsburgs Ausführungen seien ein
„veritabler demokratiepolitischer Skan-
dal“, er fordere eine Distanzierung der
ÖVP von diesen Aussagen. 

„„DDiiee AArrbbeeiitteerr iinn WWiieenn ssiinndd 
ggaannzz ggeeggeenn jjeeddeenn AAnnsscchhlluußß““
Habsburg hat sich über die Annexion

Österreichs durch Deutschland konträr
zur politisch korrekten Haltung der Ge-
genwart und der daraus abzuleitenden
modischen Geschichtsauffassung
geäußert, was noch gar nichts heißen
muss. Tatsächlich hat eine österreichi-

sche Regierung 1938 pflichtvergessen
keine Handlungen gesetzt, um das Land
gegen die Besetzung durch die deutsche
Wehrmacht zu verteidigen. Aber in einer
Deklaration der Moskauer Konferenz der
Regierungen des Vereinigten Königrei-
ches, der Sowjetunion und der Vereinig-
ten Staaten von Amerika wurde im Okto-
ber 1943 die gemeinsame Auffassung
festgehalten, „daß Österreich, das erste
freie Land, das der typischen Angriffspo-
litik Hitlers zum Opfer gefallen ist“.
Nach diesem internationalen Dokument2

begann der Eroberungsfeldzug der Nazis
in Europa am 11. März 1938. Den Konfe-
renzteilnehmern waren die Nazifotos und
Filme mit jubelnden Massen, die den eu-
phorischen Anschlusswillen der Österrei-
cher dokumentieren sollten, sicher prä-
sent. Sie haben diese aber nicht zur
Grundlage ihrer Entscheidung gemacht,
weil sie wissen mussten, dass, was heute
in der historischen Beweisführung aus
politischer Opportunität in den Hinter-
grund zu treten hat, es sich um Bilder
handelt, die erst nach der polizeilichen
und militärischen Vertreibung der vielen
Nazigegner zu propagandistischen
Zwecken entstanden sind. Der Bevölke-
rungsanteil, der vor dem Einmarsch der
Nazis mit diesen sympathisierte, reprä-
sentiert jedenfalls nicht die Mehrheit des
österreichischen Volkes. In einem auch
von Friedrich Heer zitierten, in den letz-
ten Tagen vor dem Einmarsch geschrie-
benen Brief von Otto Habsburg an Kurt
Schuschnigg – Heer beschreibt diesen als
einen „Mann ‚frommer Sprüche‘ und vie-
ler leerer Reden“ – heißt es: „Die Arbei-
ter haben in den letzten Tagen bewiesen,
daß sie Patrioten sind. Diese Gruppe
kann durch den Nationalsozialismus
nicht vergiftet werden, wird daher stets
am sichersten für Österreich eintreten,
wogegen die Regierung ihr die Möglich-
keit geben muß, an der Gestaltung des
Vaterlandes – für welches sie sich einzu-
setzen bereit ist – aktiv mitzuwirken!“3

In Innsbruck notiert am 22. Februar 1938
ein rechtskonservativer katholischer Ti-
roler Nachwuchswissenschaftler in sein
Tagebuch: „Die Arbeiter in Wien sind
ganz gegen jeden Anschluß.“4 In der
Nacht vom 11. zum 12. März 1938 rich-
tete das Zentralkomitee der KPÖ in Prag,
anknüpfend an die von der Parteiführung
mitgetragenen Überlegungen von Alfred

Klahr zum historischen Prozess der Her-
ausbildung der österreichischen Nation,
einen Aufruf an das Volk von Österreich
sowie an alle Völker Europas und der
Welt, dass Adolf Hitler dabei ist, „den
Freiheitswillen des österreichischen
Volkes durch die Stiefel seiner Soldateska
niederzutreten. Er ist daran, in Öster-
reich seine Fremdherrschaft aufzurich-
ten. […] Das österreichische Volk ist ver-
gewaltigt worden, aber sein Glaube und
seine Zuversicht sind ungebrochen. Der
Kampf geht weiter. Durch seine eigene
Kraft und durch die Hilfe der Weltfront
des Friedens wird ein freies, unabhängi-
ges Österreich wiedererstehen.“5 Der
hervorragende Vertreter der österreichi-
schen Arbeiterklasse Johann Koplenig,
der mehr als vierzig Jahre Parteivorsit-
zender der KPÖ und 1945 am Wiederer-
stehen der Zweiten Republik als Vize-
kanzler der Provisorischen Regierung
maßgeblich beteiligt gewesen war,
schreibt 1938 in Weg und Ziel: „Was ist
Lüge und was ist Tatsache in Österreich?
Lüge ist, daß das österreichische Volk
den ‚Anschluß‘ ans Dritte Reich wollte.
Lüge ist, daß es sich mit der Annexion
abgefunden habe. Tatsache ist, daß die
Märzereignisse nichts anderes waren als
Vergewaltigung des politischen und na-
tionalen Selbstbestimmungsrechtes des
österreichischen Volkes, nichts anderes
als ein imperialistischer Gewaltakt des
deutschen Faschismus. Tatsache ist, daß
mit dem Einmarsch der deutschen Trup-
pen am 11. März 1938 in Österreich eine
imperialistische Fremdherrschaft aufge-
richtet worden ist.“6 Nach dem Kriegs-
ausbruch im September 1939 riefen die
Kommunistische Partei Österreichs und
der Kommunistische Jugendverband
Österreichs zur Sammlung aller Kräfte
des österreichischen Volkes auf – „im
Kampf gegen den bluttriefenden Hitler-
Faschismus für die Freiheit Österreichs,
für den Frieden“. Als die deutsche Wehr-
macht 1941 vor Moskau stand, verteilten
junge österreichische Kommunisten wie
der 1944 von den Nazis hingerichtete Al-
fred Rabofsky im Oktober 1941 unter den
Soldaten ein Flugblatt mit dem Inhalt,
daß sich die Wende hin zur Niederlage
Hitler-Deutschlands trotz der deutschen
Erfolge bereits abzeichne.7

Unter massiven Einsatz des in Deutsch-
land seit 1933 zur Perfektion entwickel-

Heinz FFischer eempfängt OOtto HHabsburg
Randbemerkungen zum historischen Zusammenhang

GERHARD OBERKOFLER



1166 Beiträge

22//0088

mung zum Terror des Austrofaschismus
bestätigt. Mit der Politik des Arbeiter-
mörders Dollfuß, mit dem Habsburg viel
in Kontakt gestanden ist, sei er völlig
einverstanden gewesen, „wenn es ums
Land geht“, sei er „zu jeglicher Sache
bereit“.10 Die verbrecherischen Details,
die mit der „Sache“ des Klerikalfaschis-
mus verknüpft sind, werden vornehm
verschwiegen. Zur Sozialdemokratie
meinte Habsburg im selben Interview:
„Es gibt eine Partei in diesem Land, ge-
gen die ich grundsätzlich gar nichts ha-
be. Denn mit den ungarischen Sozialde-
mokraten stehe ich mich wirklich sehr
gut. Aber hier in Österreich stehen die
nicht gut mit mir. Die haben ja immerfort
gehetzt.“ Das ist nicht neu, im Februar
1936 meinte der junge Habsburg im Pa-
riser Le Petit Journal: „Ich werde ge-
zwungen sein, in meinem zukünftigen
Staat die Sozialistische Partei zu verbie-
ten, weil sie auf dem Boden des Klassen-
kampfes steht.“11

Undank ist der Welten Lohn – so wer-
den sich die österreichischen Sozialde-
mokraten mit ihrem Spitzenrepräsentan-
ten Heinz Fischer denken! Denn über die-
se darf sich Otto Habsburg und seine Ent-
ourage heute nun wirklich nicht mehr be-
klagen. Schon wenige Monate nach sei-
ner Wahl zum Bundespräsidenten hat Fi-
scher Habsburg eingeladen, ihn zu besu-
chen: „Er hat diese Einladung angenom-
men. Wir sind hier in diesem Arbeitszim-
mer gesessen, haben ein langes und gutes
Gespräch geführt und ich habe das nicht
nur als eine interessante Unterhaltung
betrachtet, sondern es hat auch irgend-
wie symbolischen Charakter gehabt.“12

Zum 95. Geburtstag „Seiner Kaiserlichen
Hoheit Erzherzog Otto von Habsburg-
Lothringen“ – so die von Papst Benedikt
XVI. und Kardinal Christoph Schönborn
verwendete Titulatur – wurde am 19. No-
vember 2007 im Wiener Dom St. Step-
han eine Festmesse gelesen. Kardinal
Schönborn hielt die Majestätspredigt,
sprach dabei von der Inspiration des
Habsburgerreiches durch den römisch ka-
tholischen Glauben und dankte seinem
und des Jubilars „Gott, dass er in so
schweren Jahren Ihrer Familie, unseres
Landes und der ganzen Welt Ihnen die
Kraft des Sehens aus dem christlichen
Glauben gegeben hat. […] Möge Gott Sie
segnen und Ihnen vergelten, was Sie für
unser Land und Europa getan haben“.13

Er konnte dabei an den von der katholi-
schen Kirche als Freund des Friedens an-
gebotenen Kriegskaiser Karl erinnern, für
den seit 2005 in der Wiener Augustiner-
kirche eine eigene Gedenkstätte instal-

ten Goebbels-Apparats zur Meinungsma-
nipulation kam zum Heldenplatz am
15. März 1938 eine Bewegung zustande,
die alles erfasste, was zwischen echter
Anschlussbegeisterung und bloßer
Schaulust lag und die heute als Beweis
für den Anschlusswillen des österreichi-
schen Volkes herhalten muss. Der Ver-
gleich von Habsburg mit einem Fußball-
matsch mag jene stören, die ein solches
mystifizieren. Von Habsburg ist nicht zu
erwarten, dass er auf die Idee kommt, die
am Heldenplatz zusammengelaufenen
Wiener mit jenen hunderttausenden Ber-
linern am 9. November 1989 zu verglei-
chen, die ebenso geschichtsblind wie eu-
phorisch mit dem Mauerfall den Sieg des
deutschen Imperialismus einschließlich
seiner kriegerischen Optionen bejubelten.
Und noch weniger wird Habsburg als
Herold der europäischen Großraumpoli-
tik eine Analogie zwischen der Volksab-
stimmung vom 10. April 1938 und dem
Ausgang des nur durch massive Manipu-
lationsgewalt der Medienkonzerne und
der ÖVP/SPÖ-Koalition erzielten Refe-
rendums (12. Juni 1994) für den Beitritt
Österreichs zur Europäischen Union zum
1. Jänner 1995 herstellen. Habsburg war
und ist ja auch kein grundsätzlicher Geg-
ner eines Anschlusses. Bald nach 1945
meinte er, dass Österreich keine Nation
an sich sei, die Bande zwischen Öster-
reich und dem deutschen Raum könnten
nicht zerrissen werden: „Aus dieser Ver-
bindung ergibt sich die wichtige abend-
ländische Funktion Österreichs von
selbst: Brücke zu sein zwischen Deutsch-
land und dem Donauraum.“8

Nach 1945 war dem österreichischen
Volk durchaus bewusst, dass Schuld und
Verantwortung nicht Hitler und seine ak-
tiven Parteigängern allein treffen. Schuld
und Verantwortung hatten in erster Linie
die Auftraggeber der Nazis, also Groß-
banken und Konzerne. Der katholische
Politiker Leopold Figl, der noch nicht
lange zuvor aus dem KZ Dachau befreit
worden war, griff deshalb in seiner Re-
gierungserklärung vom 21. Dezember
1945 sowohl die Forderung des öster-
reichischen Widerstandes wie die Stim-
mung des österreichischen Volkes auf
und forderte: „Das Österreich von mor-
gen wird ein neues, ein revolutionäres
Österreich sein. Es wird von Grund auf
umgestaltet und weder eine Wiederho-
lung von 1918 noch von 1933 noch eine
von 1938 werden.“ Und Figl erklärte
weiter: „Das freie, unabhängige und de-
mokratische Österreich fühlt sich bereits
heute auf Grund seiner außenpolitischen
Ideologie als ein Teil der ‚Vereinten Na-

tionen‘.“ Figl wandte sich damit „gegen
alle Versuche imperialistischer Einsei-
tigkeit in diesem Europa“, was er noch
ausdrücklich betonte und damit begrün-
dete, „daß wir kein zweiter deutscher
Staat sind, daß wir kein Ableger einer
anderen Nationalität jemals waren noch
werden wollen, sondern daß wir nichts
anderes sind als Österreicher, dies aber
aus ganzem Herzen und jener Leiden-
schaft, die jedem Bekenntnis zu seiner
Nation innewohnen muß, dann ist dies
keine Erfindung von uns, die wir heute
die Verantwortung für diesen Staat tra-
gen, sondern die tiefste Erkenntnis aller
Menschen, wo immer sie auch stehen
mögen in diesem Österreich“.9

Die österreichischen Werktätigen er-
zielten nach der Befreiung 1945 enorme
Erfolge beim Wiederaufbau, insbesonde-
re bot der große und ausbaufähige Ver-
staatlichte Sektor Rückhalt. Die öster-
reichische Bourgeoisie konnte sich aber
relativ rasch wieder erholen, der Kapital-
bildungsprozess ging rasch und umfang-
reich vor sich. Im Einvernehmen mit der
österreichischen Bourgeoisie, die tradi-
tionell mehr merkantil als unternehme-
risch und mehr rentnerisch als produzie-
rend ist, griffen europäische Kapital-
gruppen auf Österreichs Ressourcen suk-
zessive zu. Aus vielen Gründen sollte
sich dabei spätestens seit den 1980er
Jahren als nützlich erweisen, dass die
vom Kapital zugelassenen Politiker und
Historikerlakaien das Selbstbewusstsein
des österreichischen Volkes mit der an-
haltenden Propaganda, Österreich habe
sich begeistert dem Hitlerreich ange-
schlossen und habe an den Naziverbre-
chen Mitschuld und Mitverantwortung,
untergraben. Dass in einem okkupierten
Land Kollaboration im Gegensatz zu
Widerstand gewichtiger ist, braucht nicht
weiter erläutert zu werden. 

„„GGoollddeennee TTrreeppppeenn,, ggoollddeennee
SSeesssseell,, ggoollddeennee SSiittzzbbäännkkee

iinn ddeerr HHooffbbuurrgg““
Der „Eklat in Wien“ hat also weniger

mit der Haltung von Otto Habsburg zum
Jahr 1938 zu tun als mit seiner von der
Sozialdemokratie geduldeten demokra-
tie- und volksfeindlichen Rehabilitation
der Politik des Arbeitermörders Engel-
bert Dollfuß und seiner der neutralen de-
mokratischen Republik Österreich feind-
lichen europäischen Großraumpolitik.
Im Vorfeld seines 95. Geburtstages hat
Habsburg in einem Anfang November
2007 der Presse gegebenen Interview
über Kaiser, Hitler und das größere
Österreich ausdrücklich seine Zustim-
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lich nicht nur seit 2004 Bundespräsident
ist, sondern den Typus des lang und lieb
dienenden sozialdemokratischen Spit-
zenfunktionärs darstellt. Für Otto Habs-
burg war es naturgemäß ein gern wahr-
genommener Termin vor der abendli-
chen Festversammlung der Paneuropa-
Union, deren Ehrenpräsident er ist, und
vor seiner Reise nach Bosnien, wo er sei-
nen Geburtstag nochmals feiern ließ, in
Siegesstimmung über die von der öster-
reichischen Politik mit zu verantworten-
de Zerschlagung Jugoslawiens, das die
Völker des Balkans erstmals in der Ge-
schichte in friedlichem Zusammenleben
vereint hatte. Im Oktober 1991 hatte Otto
Habsburg im Europäischen Parlament
kriegshetzerische Reden im Interesse
Großeuropas gehalten, im neutralen
Österreich war Außenminister Alois
Mock mit Duldung der SPÖ Hauptver-
antwortlicher für die kriegerischen Aus-
einandersetzungen im Gefolge der ein-
seitigen Anerkennung von Slowenien
und Kroatien. Anstatt alles zu tun, Ver-
handlungen zwischen Delegationen der
verschiedenen Völker über die Zukunft
ihrer Republiken herbeizuführen, hat
Mock alles getan, um in blutrünstiger alt-
habsburgischer Tradition „Sondermaß-
nahmen“ gegen die Serben und Serbien
zu propagieren. Kriegskamerad von Otto
Habsburg war Franjo Tudjman, der,
1967 aus der KP Jugoslawiens wegen
kroatisch nationalistischer Agitation aus-
geschlossen, die Kriegsverbrechen gegen
Serben forciert und Habsburg für seine
Komplizenschaft dankbar die höchste
Auszeichnung Kroatiens verliehen hat.16

„Goldene Treppen, goldene Sessel,
goldene Sitzbänke in der Hofburg, sagte

er, und lauter pseudodemokratische Idi-
oten darauf, wie lächerlich“ – lässt Tho-
mas Bernhard seinen Musikphilosophen
Reger verzweifeln.17 Dabei hat Bernhard
Bundespräsident Heinz Fischer in der
Hofburg noch gar nicht gekannt. Was hat
Präsident Fischer denn verpflichtet mit
dem Empfang von Otto Habsburg den
schon etwas vergessenen Österreichken-
ner Thomas Bernhard quasi zu bestäti-
gen: „Die Kapuzinergruft, die Hofburg,
was für unappetitliche Lächerlichkeiten,
sagte er. [...] Wohin immer wir heute in
diesem Lande schauen, wir schauen in
eine Senkgrube der Lächerlichkeit, sagte
Reger.“

Es wäre allerdings absurd, Hofburg,
Habsburg und Fischer als bloße Lächer-
lichkeiten abzutun. Fischer wirft in Ge-
genwart von Otto Habsburg ein ver-
klärendes Licht auf die Habsburgermon-
archie: „Wenn die Monarchie soziale
Probleme besser angepackt hätte, wenn
sie sich nicht in das Abenteuer des Krie-
ges gestürzt hätte, wenn sie den Prozess
der Demokratisierung aktiver vorange-
trieben hätte, dann hätte sie vielleicht ei-
ne Überlebenschance gehabt und die
österreichische Sozialdemokratie hätte
mit der Monarchie wahrscheinlich eben-
so zurechtkommen können, wie das in
Schweden oder in Großbritannien der
Fall war und heute noch ist.“18 Die poli-
tische Absicht ist eindeutig, der Bunde-
spräsident will dem österreichischen
Volk und den an Österreich grenzenden
Ländern vermitteln, dass heute die Eu-
ropäische Union quasi die Rolle einer
Habsburgermonarchie übernommen ha-
be, nur eben „besser“. „Abenteuer des
Krieges“ – welche gefährliche Verharm-

liert ist. Der humanistische Denker und
Staatsmann Tomáš G. Masaryk hat zu
Recht festgestellt, daß Kaiser Karl mitten
im Massenmorden des ersten Weltkrieges
nichts als Phrasen in der von seiner Dy-
nastie gewohnten dummen Gescheitheit
und Verschlagenheit eingefallen sind.14

In der Rektoratskirche St. Peter, die Kar-
dinal Franz König 1970 den Priestern des
Opus Dei übertragen hat, darf gleich
rechts beim Eingang zum Seligen Kaiser
Karl, dem „mit Frau und Kindern in sei-
nem eigenen Land Heimatrecht und prak-
tisch jegliches Eigentum genommen“
worden sei, gebetet werden, er sei der
„Friedensfürst für ein geeintes Europa“.
Im dort, gegenüber dem Agitationsmate-
rial für Opus Dei, aufliegenden Falter
(Deutsch, Französisch, Tschechisch, Ita-
lienisch, Englisch und Ungarisch) wer-
den die Restaurationsversuche von Ex-
kaiser Karl verherrlicht: „Getreu seinem
Krönungseid sowie auf ausdrücklichen
Wunsch des Papstes, der ein bolsche-
wistisches Chaos in Mitteleuropa be-
fürchtete, versuchte Karl nach dem
Krieg, als König seine Herrscherverant-
wortung in Ungarn wieder herzustellen.
Zwei Versuche scheiterten schließlich an
Verrat und Lüge durch Gefolgsleute“.
Kardinal König hat sich um das Katho-
lischmachen der Sozialdemokratie ver-
dient gemacht, was die Sozialdemokratie
durch ihre kritischen Geschichtsschreiber
als Annäherung zur Katholischen Kirche
darstellen lässt. Heinz Fischer hat „eines
Tages“, wie er öffentlich macht, den
„Mut“ gehabt, Kardinal König zu einem
Mittagessen zu sich zu Hause einzuladen,
seine Frau, die gekocht habe, und seine
beiden Kinder seien dabei gewesen. Das
habe wunderbar funktioniert und sei wie-
derholt worden. Über einen so bekochten
Arbeiterbetriebsrat etwa aus den Ver-
staatlichten Betrieben berichtet Fischer
in seiner als „Überzeugungen“ angebote-
nen Selbstenthüllung nicht, wie sollte er
auch dafür den „Mut“ aufbringen. Zur
Bestätigung seiner Funktion für die
österreichische Bourgeoisie druckt er lie-
ber das Dankschreiben von Kardinal Kö-
nig ab: „Im Interesse von Kirche und
Staat, im Interesse unseres Landes,
scheint es mir bedeutsam zu sein, daß Sie
als Vertreter des österreichischen Sozia-
lismus so unvoreingenommen und natür-
lich den Kontakt zu einem Mann der Kir-
che gefunden haben“.15 Nach der durch
die pompösen religiösen Zeremonien
kaum verniedlichten Demonstration des
politischen Katholizismus ging es für Ot-
to Habsburg samt Familie zur Hofburg.
Dort wartete Heinz Fischer, der bekannt-

Otto Habsburg bei einer Paneuropa-Veranstaltung im Großen Saal des Wiener
Musikvereins am 14. November 1979.
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losung des Massenmordens durch Fi-
scher! Leo Trotzki meinte aus Anlass des
Gründungskongresses der Internationa-
len Arbeitsgemeinschaft Sozialistischer
Parteien (Wiener Internationale) im Fe-
bruar 1921 in Wien, der den in der Krise
befindlichen Zentrismus international
zusammenfassen sollte, in einer von der
KPÖ Österreich herausgegebenen Bro-
schüre in Bezug auf Renner: „Die Gabe
der literarischen Nachahmung oder, ein-
facher, der stilistischen Täuschung ist
ihm in hohem Maße gegeben. […] Der
Firlefanz der österreichisch-wieneri-
schen Kultur, die Jagd nach der Äußer-
lichkeit, nach dem Rang, nach dem Titel
war Renner in höherem Maße eigen, als
seinen übrigen Kommilitonen. Im Grun-
de blieb er stets nur k. u. k. Beamter, der
sich der marxistischen Phraseologie vor-
züglich zu bedienen verstand. Die Ver-
wandlung des Verfassers eines durch
seinen revolutionären Pathos berühmt
gewordenen Jubiläumsartikels über Karl
Marx in einen operettenhaften Kanzler,
der den skandinavischen Monarchen sei-
ne Gefühle der Hochachtung und Dank-
barkeit kundgibt, stellt eines der gesetz-
mäßigen Paradoxe der Geschichte
dar.“19 Fischer ist eine Replik von Ren-
ner, weil die spätkapitalistische Gesell-
schaft solche Funktionärstypen fort-
während anfertigt und in ihr nützliche
Positionen bringt. Auf marxistisches Vo-
kabular ist der Sozialdemokrat von heute
längst nicht mehr angewiesen, es ist „Ge-
sudere“ von gestern. Die Rolle des Aus-
tromarxismus als Theorie der Passivität
und Kapitulation vor der Bourgeoisie hat
unter den veränderten Verhältnissen heu-
te in Wien die KPÖ übernommen – so-
weit sie dazu überhaupt in der Lage ist. 

RReeppuubblliikk uunndd
HHaabbssbbuurrggeerrddyynnaassttiiee

Fischer hat als Parlamentarier keine
sich bietende Gelegenheit ausgelassen,
mit Hans Kelsen und dessen Verfas-
sungspapiere zu renommieren. In Inns-
bruck wurde ihm dafür das Patent als
Universitätsdozent ausgestellt. Fischer
erinnert aus Anlass der Enthüllung einer
Gedenktafel für Kelsen im Arkadenhof
der Wiener Universität am 23. Novem-
ber 1984, dass dieser mit der Verfassung
ein Werk geschaffen habe, „das den Ge-
zeiten der Zeitgeschichte Stand gehalten
hat“.20 Fischer hat das als damaliger
Wissenschaftsminister formuliert, er
meint auch, dass Kelsen zur Emigration
aus Österreich gezwungen worden sei,
was so nicht stimmt, weil Kelsen 1930
freiwillig eine Berufung in das präfa-

aber vor, mit den österreichischen und
deutschen Nazis über seine eigene Zu-
kunft zu verhandeln, mit dem Ergebnis,
mit vollen Bezügen pensioniert zu wer-
den und Dienstauto, Chauffeur, Freikar-
ten für die Oper und das Burgtheater, für
die Bundesbahnen etc. zu behalten.22 Das
Habsburger-Gesetz bildet einen integrie-
renden Bestandteil der von Kelsen ausge-
arbeiteten Bundesverfassung, die nach
1945 wieder in Wirksamkeit trat. Auch
hat Österreich gemäß Artikel 10 des
Staatsvertrages betreffend die Wiederher-
stellung eines unabhängigen und demo-
kratischen Österreich 1955 die Verpflich-
tung übernommen, das Habsburger-Ge-
setz aufrechtzuerhalten. Der im Bündnis
mit den reaktionärsten Kräften in Europa
politisch sehr aktive Otto Habsburg-Lo-
thringen hat die notwendige Erklärung
am 31. Mai 1961 gemäß dem Wortlaut
des Gesetzes mit dem Bemerken, dass
dadurch seine familien- und privatrechtli-
che Stellung nicht berührt werden sollte,
abgegeben. Die politische Realisierung
der Einreise war infolge des Widerstan-
des der SPÖ und der KPÖ noch nicht
möglich, woran auch ein mit juristischen
Tricks herbeigeführter, im Widerspruch
zum Verfassungsgerichtshof stehender
Gefälligkeitsbescheid des Verwaltungs-
gerichtshofes, dass die Erklärung Habs-
burgs ausreichend und die Landesverwei-
sung aufzuheben sei, nichts änderte. 

In der Sozialdemokratie erinnerte man
sich noch lebhaft an die dynastischen Re-
gierungsansprüche, die Otto Habsburg
(„Otto of Austria“) in der USA-Emigrati-
on über Österreich gestellt hat.23 Einige
österreichische Emigranten waren Otto
Habsburg auf den Leim gegangen, dem
nichts ferner gelegen ist als seine interna-
tionalen Verbindungen für die Wieder-
herstellung eines freien, unabhängigen,
demokratischen Österreichs einzusetzen.
Der aus Wien stammende österreichische
Emigrant Otto Kreilisheim hat im Auf-
trag des Austro-Hungarian Trade Union
Comittee for Victory eine Broschüre
„Habsburg versus Freedom“ geschrieben,
in der er an einigen Beispielen nachwies,
dass die Habsburgerdynastie in der Ge-
schichte niemals etwas mit Freiheit und
Demokratie zu tun gehabt hatte und des-
halb im Kampf um eine freie Welt nichts
zu suchen hat. Amerikanische Gewerk-
schaftler schrieben zu dieser Broschüre
Vorworte. Es waren nach der belegten
Auffassung von Kreilisheim vor allem
der Widerstand der amerikanischen Ar-
beiter tschechischer bzw. slowakischer
oder ungarischer Herkunft, die das State
Department veranlasst haben, das von

schistische Deutschland (Universität
Köln) angenommen hat. Schwerer wiegt
allerdings, dass die Verfassungspapiere
von Kelsen, der sich im höheren Alter
als Advokat Gottes bezeichnete,21 den
Faschismus nicht verhindern haben kön-
nen. Wie die österreichische Verfassung
offenkundig auch nicht verhindern kann,
dass Habsburg in Österreich zwar nicht
nazifaschistische, aber autoritär stände-
staatliche und europäische Großreich-
spropaganda betreibt.

Das Habsburger Gesetz vom 3. April
1919 hatte festgehalten: „Im Interesse der
Sicherheit der Republik werden der ehe-
malige Träger der Krone und die sonsti-
gen Mitglieder des Hauses Habsburg-Lo-
thringen, diese, soweit sie nicht auf ihre
Mitgliedschaft zu diesem Hause und auf
alle aus ihr gefolgerten Herrschaftsan-
sprüche ausdrücklich verzichtet und sich
als getreue Staatsbürger der Republik be-
kannt haben, des Landes verwiesen. Die
Festsetzung, ob diese Erklärung als aus-
reichend zu erkennen sei, steht der Staats-
regierung im Einvernehmen mit dem
Hauptausschuß der Nationalversamm-
lung zu.“ Das hofärarische Vermögen fiel
an den Staat und sollte zur Fürsorge für
die Kriegsinvaliden, Witwen und Waisen
verwendet werden. In der Regierungsvor-
lage für das Gesetz über die Landesver-
weisung hat Staatskanzler Renner formu-
liert: „Das Erzhaus hat sich ausgelebt
und überlebt. Wir aber können uns als
ein freigewordenes Volk in unseren Ent-
schließungen und in unserer Zukunft
nicht mehr an Erinnerungen der Vergan-
genheit binden. Lassen wir das Vergan-
gene begraben sein und wenden wir uns
der Zukunft zu, und diese Zukunft heißt:
Allgemeine Freiheit des ganzen Volkes.“
Wenige Jahre zuvor hat Renner Vor-
schläge zur Umgestaltung der Habsbur-
germonarchie mit Zugeständnissen an die
Nationalitäten gemacht, die darauf ab-
zielten, die deutsche Vorherrschaft in
Zentraleuropa abzusichern. Gemäß Arti-
kel 149 der Bundesverfassung vom
1. Oktober 1920 ist das „Habsburger-Ge-
setz“ Bestandteil der Verfassung der Re-
publik Österreich geworden. Die Bourge-
oisie fand sich mit diesen und anderen
von der österreichischen Arbeiterklasse
geforderten Gesetzen ab, weil sie hoffen
konnte, die bolschewistische Revolution
noch abwenden zu können. Gegen das
Habsburgergesetz hat nur der Abgeord-
nete Wilhelm Miklas gestimmt. Miklas
hätte als späterer Bundespräsident 1938
die Möglichkeit gehabt, als Oberbefehls-
haber den Befehl zur bewaffneten Vertei-
digung Österreichs zu erteilen, er zog es



Beiträge 1199

22//0088

Otto Habsburg vorangetriebene Projekt
einer unter seinem Oberbefehl gebildeten
österreichischen Legion fallen zu las-
sen.24 Anfang November 1944 verließ
Habsburg die USA, um mit dem Segen
des Vatikans sein Projekt für eine habs-
burgische Donauföderation voranzutrei-
ben.25 Der um Österreich hoch verdiente
Diplomat Hans J. Thalberg, der in Frank-
reich und später von der Schweiz aus für
ein freies Österreich tätig gewesen war
und nach der Befreiung im diplomati-
schen Dienst Österreichs auf wichtigen
Posten gewirkt hat, resümiert über Otto
Habsburg: „Seine Interessen waren in er-
ster Linie restaurativer Natur. Er hat in
Paris gar nichts und in New York herz-
lich wenig für die österreichische Emi-
gration und für seine exilierten Landsleu-
te getan. Ein ernstzunehmender Versuch
der Pariser Emigration zur Schaffung ei-
nes offiziösen österreichischen Exilkomi-
tees unter der Leitung des österreichi-
schen Universitätsprofessors [Richard]
Wasicky scheiterte 1939 durch die Intri-
gen der Mitarbeiter Otto Habsburgs.
Nach der Befreiung Österreichs riet Otto
Habsburg den Alliierten, der provisori-
schen Regierung Renner, die sich mit be-
wunderungswürdigem Mut gegenüber
der sowjetischen Besatzungsmacht
durchzusetzen verstanden hatte, die An-
erkennung zu versagen. Und als es um
die österreichische Neutralität und um
den österreichischen Staatsvertrag ging,
war Otto Habsburg wieder nicht an der
Seite Österreichs zu finden.“26 Ende
1951 warnt der Österreichische Frie-
densrat vor den kriegshetzerischen Akti-
vitäten Otto Habsburgs. Dieser hat am
2. September 1951 in den Salzburger
Nachrichten die Kriegsziele eines Ag-
gressionskrieges des Westens gegen den
Osten, ausgehend von der geographi-
schen Lage und der politischen Rolle
Österreichs, entwickelt. Habsburg vertrat
die These, dass die Krise der Welt auf
die Liquidierung der Österreichisch-Un-
garischen Monarchie und des Ottomani-
schen Reiches zu Ende des Ersten Welt-
krieges zurückgehe. Seitdem seien die
„Bollwerke“ Europas zerstört, „trium-
phiert Asien“. Die Reichtümer in den
Donauländern, in Polen und auf dem
Balkan müssten zurückerobert und wie-
der einverleibt werden.27 Als 1956 in
Ungarn konterrevolutionäre Kräfte zum
Aufstand gegen die sozialistische Ord-
nung und die Zusammenarbeit mit der
Sowjetunion antraten, organisierte Habs-
burg von München aus im Einverneh-
men mit Papst Pius XII. die Unterstüt-
zung der militanten klerikalen Kräften.28

Der Vatikan und die Spit-
zen des Klerikalismus haben
sich seit vielen Jahrzehnten
für die Rückkehr der habsbur-
gischen Räuberdynastie nach
Österreich eingesetzt, um mit
dieser die Balkanländer zu in-
filtrieren. Das gelang auf-
grund der noch wachen Erin-
nerung des österreichischen
Volkes an die traurigen Erfah-
rungen lange Zeit nicht. Jo-
hann Koplenig sah das 1961
(1. April) noch so: „Unsere
Partei und unsere Presse wa-
ren es, die die schon weit ge-
diehene Machinationen der
Habsburger, der Klerikalen
und der Regierungsparteien
aufdeckten und unser ent-
schiedenes Auftreten hat auch
die SP gezwungen, gegen die
Rückkehr Habsburgs Stellung
zu nehmen.“ Am 4. Juli 1963
stimmten die SPÖ- und FPÖ-
Abgeordneten im Nationalrat
gegen die Rückkehr Otto
Habsburgs. Kreisky hatte der
FPÖ für diese Kooperation eine ihr ent-
gegenkommende Wahlrechtsänderung,
den Rechnungshofpräsidenten und die
Vertretung Österreichs im Europarat in
Straßburg versprochen.29 Die Frankfurter
Allgemeine Zeitung lud Anfang Oktober
1963 den Wiener Verfassungsjuristen
Günther Winkler und Christian Broda
ein, ihre Positionen im Blatt der west-
deutschen Bourgeoisie zu erläutern.30

Broda, der ja ein guter Jurist war, verwies
darauf, dass der Verwaltungsgerichtshof
sich eine Entscheidung als höchste In-
stanz in einem Handstreich angemaßt ha-
be, die nicht ihm, sondern dem Verfas-
sungsgerichtshof zugestanden sei, und
betonte, dass die Habsburger Angelegen-
heit nicht nur staats- und verfahrensrecht-
liche, also sogenannte rechtsstaatliche
Aspekte hat, sondern auch eminent
staatspolitische. Otto Habsburg habe mit
seiner Loyalitätserklärung Jahrzehnte ge-
wartet und sich vom Ausland in innerö-
sterreichische Angelegenheiten aktiv ein-
gemischt. Sein Sinneswandel müsse be-
zweifelt werden: „Das österreichische
Volk hat in den nicht einmal fünfzig Jah-
ren seit der Gründung seiner Republik
schwere Zeiten durchlebt. 1934 hat es
seine innere Freiheit verloren, 1938 hat
es seine äußere Freiheit eingebüßt. Erst
1955 wurde sie wieder errungen. Ist es
ein Wunder, daß wir Risiken scheuen, die
das Erreichte aufs Spiel setzen können?“
Winkler forderte das ziemlich abstrapa-

zierte Rechtsstaatsprinzip formalistisch
ein, indem er die Illusion vom parteilosen
Richter vermittelte, die Karl Marx schon
im Vormärz im Zusammenhang mit dem
Holzdiebstahlgesetz bloßgestellt hat.31

Die staatspolitische Situation änderte
sich seit 1966, als die ÖVP Alleinregie-
rung offensiv nach Bonn und Brüssel
orientierte und das mit Otto Habsburg
gegen die SPÖ tun wollte. Die SPÖ blieb
gegenüber einer Einreise von Otto Habs-
burg wegen der Haltung der Arbeiter in
den Betrieben zögerlich. Am 12. August
1966 hatte die Belegschaft des großen
Eisen- und Stahlverarbeitungsunterneh-
mens Waagner-Biro A.G. in Graz eine
Protestversammlung abgehalten und eine
Resolution dem Nationalratspräsidium
telegraphiert, in der es heißt: „Die Arbei-
ter und Angestellten haben unter großen
Opfern einen entscheidenden Anteil am
wirtschaftlichen und politischen Wieder-
aufbau geleistet und sind nicht gewillt,
sich durch die reaktionären Machen-
schaften der Familie Habsburg und ihrer
Hintermänner um die Früchte ihrer Op-
fer bringen zu lassen.“ Heinz Fischer
war gerade Klubsekretär der SPÖ und
hat dieses Telegramm zur Kenntnis ge-
nommen.32 Otto Habsburg reiste am
31. Oktober 1966 erstmals nach Öster-
reich ein, Anfang November 1966 kam
es zu umfangreichen Protestkundgebun-
gen und Streiks österreichischer Arbeiter
und Arbeiterinnen gegen die von den

Habsburg-Nostalgie in einer Wiener Buchhandlung
in der Kärntner Straße.
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Medien der Bourgeoisie als rechtlich
korrekt verkaufte Einreise. Seit dem viel
beachteten Händedruck von Bundes-
kanzler Bruno Kreisky und Otto Habs-
burg am 4. Mai 1972 hat es über Aufent-
halte von Otto Habsburg in Österreich
keine öffentlichen Diskussionen mehr
gegeben. Habsburg war damals, was
Kreisky nicht gestört hat, zur Feier des
50-jährigen Bestandes der Paneuropa-
Union in Wien. Diese ist 1922 von Rich-
ard N. Coudenhove-Kalergie in Wien ge-
gründet worden mit der Zielsetzung, die
von der europäischen imperialistischen
Monopolbourgeoisie angestrebte „Verei-
nigung Europas“ ideologisch vorzuberei-
ten und die Ausbreitung der revolu-
tionären Bewegung in Europa durch die
sich in der Sowjetunion zeigende gesell-
schaftliche Umgestaltung zu verhindern.
Auch Adolf Hitler war ein Anhänger der
Paneuropa-Idee, wenngleich in Nazi-
deutschland die Paneuropa-Organisatio-
nen, die von denselben Kreisen aus dem
deutschen Monopolkapital unterstützt
worden waren, die jetzt Hitler unterstütz-
ten, aufgelöst worden sind. 

Nicht alle nach 1919 geborenen Mit-
glieder der habsburgischen Räuberdyna-
stie gaben die Verzichtserklärung ab, für
zwei jüngere Brüder von Otto Habsburg
wurde erst 1996 eine juristische Lösung
gefunden. Der Rechtsvertreter der Fami-
lie Habsburg-Lothringen Wolfram Bit-
schnau hat die juristischen Stationen bis
zur Wiederbetätigung von Habsburg in
Österreich zusammengestellt, im 2004
datierten Vorwort dankt er Heinz Fischer
in außergewöhnlicher Weise: „Zu dan-
ken ist auch den Politikern aus ÖVP,
FPÖ und Liberalem Forum, die stets für
die Beseitigung des Unrechts der Lan-
desverweisung eingetreten waren. Be-
sonders zu erwähnen ist der damalige
Erste Präsident des Nationalrats (SPÖ)
und heutige Bundespräsident Dr. Heinz
Fischer, der Verständnis für das Pro-
blem zeigte und gegen den Widerstand
des Verfassungsdienstes im Bundeskanz-
leramt und verschiedener Abgeordneter
die ‚pragmatische‘ Lösung in Regierung
und Hauptausschuß des Nationalrates
durchzusetzen wusste.“33 Fischer hat sei-
ne Sache offenkundig gut gemacht, für
Habsburg und für die restaurativen Kräf-
te in Österreich und in der Europäischen
Union. 1979 hat Otto Habsburg die west-
deutsche Staatsbürgerschaft angenom-
men, um als CSU-Abgeordneter im Eu-
roparlament der Großraumpolitik des
EU-Imperialismus eine historische My-
stifikation zu geben. W. I. Lenin hat ein-
mal die Losung der Vereinigten Staaten

von Europa scharf analysiert: „Die Ver-
einigten Staaten von Europa sind unter
kapitalistischen Verhältnissen unmög-
lich oder reaktionär.“34 Es ist heute die
Kenntnis von Lenin nicht notwendig, um
zu einer solchen Einschätzung des in der
Europäischen Union vereinigten Verban-
des des Imperialismus in der Gegenwart
zu kommen. Zu offenkundig sind seine
verbrecherischen Kriegs- und Kolonisa-
tionsoperationen auf dem Balkan, in Af-
ghanistan, in den Ressourcenländern
Afrikas oder seine Kooperation mit Isra-
el bei den Kriegs- und Besatzungsver-
brechen im Nahen Osten.

„Längst steht der Name Otto Habs-
burg nicht mehr für ein gesundes öster-
reichisches Nationalbewußtsein, sondern
für ein verschwommenes Abendländer-
tum bayrischen Anstrichs“ – so schreibt
1984 Hans J. Thalberg.35 Daran hat sich
überhaupt nichts geändert! Habsburg
verkörpert die Negation der am Frieden
orientierten neutralen österreichischen
Republik, sein Empfang durch den öster-
reichischen Bundespräsidenten Fischer
ist ein Tiefpunkt ihrer Geschichte, insbe-
sondere ihrer Arbeiterbewegung.
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Thomas Schönfeld hat die Anregung ge-
geben, dass es auch eine Aufgabe der
ALFRED KLAHR GESELLSCHAFT sein muss,
über die Zusammenhänge der Habsbur-
ger-Vergangenheit mit der Gegenwart in
Österreich nachzudenken. Die beiden
Autoren Hans Hautmann und Gerhard
Oberkofler danken für diese Anregung.
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Am 21. Juli dieses Jahres wäre
Zalel Schwager 100 Jahre alt ge-
worden. Von frühester Jugend

an war er ein Rebell und ist es sein
ganzes Leben geblieben. Er gehörte
nicht zu den lauten, aber zu den verläs-
slichen, konsequenten und standhaften
Revolutionären der österreichischen
ArbeiterInnenbewegung.

Zalel Schwager wurde am 21. Juli
1908 in der alten österreichisch-ungari-
schen Grenzstadt Husiatyn in Galizien
geboren. Als Kind kam er mit seinen El-
tern nach Wien. Nach der Volks- und
Bürgerschule musste er sich mit Gele-
genheitsarbeiten sein Brot verdienen.

Sein Leben veränderte sich, als er als
Lehrling in der Buchhandlung und Leih-
bibliothek bei Professor Rath in der Ta-
borstraße im Zweiten Wiener Gemein-
debezirk aufgenommen wurde. Dort be-
gann er zu lesen und erweiterte im
Selbststudium sein großes Wissen.
Schließlich arbeitete er als Bibliothekar.
Er begann sich für die Auseinanderset-
zungen und Kämpfe der Wiener Arbeite-
rInnen in den 1920er Jahren zu interes-
sieren. Tiefen Eindruck und Einfluss auf
seine politische Entwicklung machten
die Ereignisse des 15. Juli 1927. Die
Empörung über den Freispruch des Ar-
beitermörders im Schattendorfer Pro-
zess, der Schießbefehl des christlichso-
zialen Polizeipräsidenten Schober, durch
den nahezu 100 Menschen getötet wur-
den, und die Enttäuschung über die Re-
aktion der sozialdemokratischen
Parteiführung bekräftigten seine kriti-
sche Haltung zu ihr. Seit 1925 in der Ar-
beiterInnenbewegung aktiv, trat er 1930
der Kommunistischen Partei bei, deren
Mitglied er bis zu seinem Tode blieb.

Im Februar 1934 beteiligte sich
Schwager an den Kämpfen des Repu-
blikanischen Schutzbundes gegen das
austrofaschistische Regime. Wegen il-
legaler Tätigkeit wurde er 1934 verhaf-
tet, die Jahre 1935 und 1936 verbrachte
er in Haft. Darauf flüchtete er in die
Tschechoslowakei und ging von dort
1937 nach Spanien, um auf Seiten der
spanischen Republik gegen den Franco-
Faschismus zu kämpfen. Als Leutnant
und Politkommissar des österreichi-
schen Bataillons „12. Februar“ nahm er
in den Reihen der XI. Internationalen
Brigade bis 1939 an allen Kämpfen teil.
Nach zweieinhalb Jahren harten Kamp-
fes konnte Franco mit Hilfe der deut-

schen und italienischen Armee, begün-
stigt durch die Nichteinmischungspoli-
tik der französischen und englischen
Regierung, siegen. Die Interbrigadisten
und viele SpanierInnen mussten nach
Frankreich fliehen, wo man sie unter
unwürdigen Bedingungen in Internie-

rungslagern festhielt. Zalel Schwager
war in den Lagern Saint-Cyprien, Gurs
und Argèles.

Mit Hilfe der kommunistischen Orga-
nisation konnte er aus Argèles flüchten
und mit seiner Frau Irma in den von
Deutschen besetzten Teil Frankreichs
gelangen. Dort wirkten beide im Rahmen
der französischen Widerstandsbewegung
gegen die deutsche Besatzungsmacht
und leisteten Aufklärungsarbeit unter
den Wehrmachtssoldaten. Nach der Be-
freiung Frankreichs schloss sich Zalel
Schwager mit anderen Genossen dem
von der KPÖ organisierten österreichi-
schen Freiheitsbataillon in Jugoslawien
an, um den Kampf für ein freies und un-
abhängiges Österreich weiterzuführen.

Am 24. April 1945 kam er nach Wien
zurück und wurde sofort im Polizeidienst
eingesetzt, um am Aufbau einer demo-
kratischen Polizei mitzuwirken. Zunächst
war er als Personalchef des Polizeilichen
Hilfsdienstes für die Kommandantur der
Stadt Wien tätig, ab Juli als provisori-
scher Stellvertreter des Vorstandes des

Präsidialbüros und stellvertretender Per-
sonalchef der Bundespolizeidirektion
Wien, ab November 1945 als Personalre-
ferent des Generalinspektorats der Si-
cherheitswache. Im November 1946 wur-
de Schwager zum Polizeimajor ernannt.
Als stellvertretender Kommandant der

Sicherheitswache Innere Stadt hatte er
die Verantwortung für den Ordnungs-
dienst großer Demonstrationen. Es ge-
lang ihm dabei immer wieder, größere
Gewaltausbrüche zu verhindern. 1954
wurde er zum Polizeioberstleutnant er-
nannt, 1969 ging Schwager in Pension.
Im Rahmen der KPÖ war er in der Be-
zirksleitung Leopoldstadt und von 1963
bis 1969 als Mitglied der Wiener Stadt-
leitung aktiv. Ferner wirkte er im Vor-
stand der Vereinigung österreichischer
Freiwilliger in der spanischen Repu-
blik1936 bis 1939 und der Freunde des
demokratischen Spaniens.

Mit seinem marxistischen Wissen und
seinem wachen, kritischen Geist war er ein
guter Lehrer für viele junge Menschen.
Überall haben ihn seine Kollegen, Freunde
und Genossen sehr geschätzt und geachtet.
Am 17. November 1984 ist Zalel Schwa-
ger gestorben. Nicht nur seine beiden Kin-
der, seine Enkelkinder und seine Frau,
sondern auch viele Menschen verschiede-
ner Weltanschauung haben um den guten
und integeren Menschen getrauert.

Zum 1100. GGeburtstag vvon ZZalel SSchwager

„Tag der Volkssolidarät“ am 17. Juni 1945 in Wien: Aufmarsch des Österreichi-
schen Freiheitsbataillons vor dem Parlament. 1. Reihe (von l.n.r.): Peter Hofer, Leo-
pold Stancl, 2. Reihe (von l.n.r.): Ernst Wexberg, Zalel Schwager, Dr. Emanuel Edel
(Quelle: Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes/Spanienarchiv).
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an in Spanien verstorbene Kampfgenos-
sen, erstmalig 1938 veröffentlicht in
„Tschapajew. Das Bataillon der 21 Na-
tionen, redigiert von Alfred Kantoro-
wicz, Reprint 1956“. Das vorliegende
Buch erinnert daran, dass der antifaschi-
stische Kampf in Spanien auch eine
Fortsetzung des österreichischen
12. Februar 1934 war. Erkennbar schon
am Bataillons-Namen „12. Februar“,
oder daran, dass die spanischen „Öster-
reichkompanien“ nach den 1934 vom
katholischen Austrofaschismus ermor-
deten Sozialisten Georg Weissel, Kolo-
man Wallisch, Karl Münichreiter oder
Josef Gerl benannt waren.

Rizy und Weinert bieten aber mehr als
nur ein „Lesebuch“: Die sehr viel neues
Bild- und Quellenmaterial beibringenden
Lebensläufe österreichischer kommuni-
stischer Spanienkämpfer stellen eine sy-
stematische Kollektivbiographie dar, die
den Anteil der seit 1933 illegalisierten
KPÖ am Kampf gegen den europäischen
Faschismus eindrucksvoll verdeutlicht. 

PETER GOLLER

Bezugsmöglichkeit: Wiener Sternverlag,
wiener.sternverlag@chello.at

Lisl Rizy/Willi Weinert: Bin ich ein guter
Soldat und guter Genosse gewesen?
Österreichische Kommunisten im Spani-
schen Bürgerkrieg und danach. Eine Le-
sebuch. Wien: Wiener Sternverlag 2008,
160 Seiten, 15 Euro

Der spanische Kampf gegen den Fa-
schismus wird heutzutage oft als

„linker Mythos“ diffamiert. Die Rolle
der Sowjetunion, der Anteil kommuni-
stischer Kader wird wenn nicht ver-
schwiegen, so doch – selbst in antifa-
schistischer Literatur – gering geschätzt
und denunziert. Dem widersprechen
Lisl Rizy und Willi Weinert mit ihrer
als historisches Lesebuch konzipierten
Dokumentation über österreichische
Kommunisten und Kommunistinnen in
Spanien mit geschichtswissenschaftli-
cher Akribie, wie die beiden in Wien le-
benden ehemaligen Interbrigadisten
Ferdinand Hackl und Gert Hoffmann in
einem Geleitwort bestätigen.

Die Herausgeber drucken einleitend
mit Bild- und Textkommentar zwei nur
mehr schwer zugängliche Arbeiten ehe-
maliger österreichischer Spanienkämp-
fer ab, von Bruno Furch (1913–2000),
Redakteur der Wiener Volksstimme zu
einer Zeit, als diese noch eine marxisti-
sche Tageszeitung war, und von Max
Stern (1903–1980), nach der Befreiung
Leiter des KPÖ-Archivs.

Die Autoren machen viele ins Verges-
sen verdrängte Erinnerungen österreichi-
scher Kommunisten wieder zugänglich,
jene von Lisa Gavric, Krankenschwester
auf der Seite der spanischen Republik,
die Erinnerung an den aus Egon Erwin
Kischs Novelle „Die drei Kühe“ bekann-
ten Tiroler Max Bair, die Schilderungen
von Sepp Plieseis, dessen 1946 veröf-
fentlichtes Buch „Vom Ebro zum Dach-
stein“ an Spanien, das KZ Dachau und
den Partisanenkampf im Salzkammergut
erinnert, oder unter vielem anderen mehr
Gedenkartikel von Heinrich Dürmayer

ist nicht einfach eine weitere, mehr oder
weniger vollständige Darstellung der
Geschichte der jüdischen Gemeinschaf-
ten, wie sie mittlerweile schon ganze Bi-
bliotheken füllen. Der Autor intendiert
vom Grundsatz her etwas gänzlich ande-
res: Wie zuvor schon dem von den Nazis
ermordeten belgischen Marxisten Abra-
ham León, jedoch auf viel breiterer Ba-
sis, geht es ihm um nichts weniger als
die Klärung der Frage, wie es dazu kom-
men konnte, dass die Juden im Gegen-
satz zu anderen gesellschaftlichen Grup-
pen in der europäischen Geschichte oft-
mals eine besondere Rolle einnahmen
und, ideologisch wie sozial abgesondert,
bis weit in die neueste Historie hinein
mit dem Stigma des Fremden und An-
dersartigen belegt wurden. Die Ge-
schichte der Juden kann damit nicht für
sich behandelt werden, sondern wird in
den Kontext der generellen Entwicklung
der europäischen Gesellschaften einge-
fügt und zu dieser Entwicklung in Be-
ziehung gesetzt – insofern dient Bauers
„Kritische Geschichte“ damit zur Ab-
zugsfolie für eine kritische Geschichte
Europas insgesamt. 

Für diese, ihrer Ambition nach kaum
zu überschätzende Unternehmung holt
er weit aus: Der gesamte erste Band, ein
Konvolut von über 400 Seiten, beschäf-
tigt sich mit den Anfängen des Juden-
tums in Europa, verfolgt die Entwick-
lung der jüdischen Gemeinschaften im
Früh- und Spätmittelalter und erklärt ih-
re besondere soziale wie wirtschaftliche
Stellung im Hochfeudalismus bis hin zu
ihrer Rolle in der bürgerlichen Revolu-
tion. Dieser erste Band kann daher als
eine Art Grundlegung für die brennen-
den Fragenkomplexe angesehen wer-
den, derer sich der zweite annimmt und
die auch heute noch zu den meistdisku-
tierten Themen in der historiographi-
schen bzw. allgemeinen öffentlichen
Diskussion nach 1945 zählen: moderner
Antisemitismus, Zionismus, Arbeiterbe-
wegung und Judentum, der Charakter
des deutschen Faschismus und dement-
sprechend der Charakter der so genann-
ten „Endlösung der Judenfrage“, nicht
zuletzt auch die historische Verortung
der jüdischen und alliierten Politik im
Nahen Osten, die vor 60 Jahren in die
Gründung eines eigenständigen israeli-
schen Staates und schon bald darauf in
die systematische Vertreibung der palä-
stinensischen Bevölkerung einmündete.

Bauers Geschichte der Juden ist jedoch
hierin – und dies ist wahrscheinlich ihr
größtes Verdienst – nicht nur eine Ge-
schichte der Exklusion, sondern auch je-

Alfredo Bauer: Kritische Geschichte der
Juden. Bd. I und II. Essen: Neue Impulse
Verlag 2005 und 2006, 428 bzw. 199 Sei-
ten, 20,40 und 15,40 Euro

Gesamtdarstellungen sind eine ge-
fährliche Sache: Zu oft lauert der

Teufel gerade in jenem Detail, dessen
Kenntnis zwar unerlässlich ist für die
Gewinnung einer Globalperspektive,
wie sie das Genre verlangt – und das
dennoch nie erschöpfend behandelt, oft-
mals nicht einmal mehr als kurz ange-
streift werden kann, um sich nicht in ei-
ner Fülle an Einzeldaten zu verlieren.
Insofern verlangt die Gesamtdarstellung
dem Autor Äußerstes ab: profunde
Kenntnis seiner Quellen, die Fähigkeit,
aus schier uneinsehbarer Materialdichte
das Entscheidende herauszuarbeiten
und, als zusätzlicher Kniff, in anspre-
chender Form zu vermitteln, ohne beim
Leser den Eindruck der Besserwisserei
oder Neunmalklugkeit zu erwecken. All
dies ist Alfredo Bauer mit seiner „Kriti-
schen Geschichte der Juden“ gelungen,
die nach ihrem erstmaligen Erscheinen
auf Spanisch 1971 nun auch – von ihm
selbst übersetzt – vollständig in deut-
scher Sprache vorliegt.

Die Beifügung des Attributs „kritisch“
ist keine bloß kontingente: Bauers Werk

www.klahrgesellschaft.at

– Sämtliche Beiträge aus den Mitteilun-
gen der Alfred Klahr Gesellschaft der
Jahrgänge 1994–2008.
– Übersicht über aktuelle und bisherige
Veranstaltungen der Alfred Klahr Ge-
sellschaft seit 1993.
– Beiträge und Bibliographien zur Ge-
schichte der Kommunistischen Partei
Österreichs.
– Publikationen des Verlages der Alfred
Klahr Gesellschaft.
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sellschaften gewissermaßen von Anbe-
ginn an inhärent (S. 47f.). Mit den weit-
läufigen Konsequenzen, zum einen eine
objektive Analyse des Holocausts mit
dem Hinweis auf die besondere „geneti-
sche“ Belastung der Deutschen – im
Kontext einer generellen Vorbelastung
der europäischen Gesellschaften – zu
verunmöglichen, andererseits die zioni-
stische Doktrin zu antizipieren, bei den
Juden würde es sich um einen von Grun-
de auf andersartigen Menschenschlag
handeln, der immer Verfolgungen aus-
gesetzt sein würde, solange er sein
Schicksal in Form der Erschaffung einer
eigenständigen jüdischen Territorial-
staates nicht selbst in die Hand nähme
(S. 49f.). Die Identifikation des Staates
Israel mit der jüdischen Nation an sich,
die Berufung und Bindung des israeli-
schen Staates (etwa in der israelischen
Einwanderungsgesetzgebung) an eine
historische Kontinuität des Nationalen,
die sich allein an Talmudschen Kriterien
orientiert (S. 164), hat eben nichts mit
der Idee gemein, „in einer im höchsten
Grade komplizierten und beinahe aus-
wegslosen Lage den zahlreichen entwur-
zelten Juden (auch) in Palästina eine
Heimstätte zu geben“ (S. 76). 

Es sind differenzierte Sichtweisen wie
diese, die, weit entfernt von jeder Apo-
diktizität in ihrer Urteilsbildung, die
Lektüre dieser beiden Bände zu einem
Gewinn machen. Alfredo Bauer beweist
mit didaktischer Umsicht und der stilisti-
schen Sattelfestigkeit des Romanciers,
dass der historische Materialismus mehr
ist als das, was ihm die bürgerliche Ge-
schichtsschreibung im Bewusstsein ihrer
vorgeblichen Überlegenheit schelmen-
haft andichten will: die eklektische Ritu-
alisierung bestimmter Marx-Sätze zu ei-
ner kanonisierten Geschichtsdoktrin. 

MARTIN KRENN

ne der Inklusion, der gelingenden und
gelungenen Integration der Juden in die
europäischen Gesellschaften. Mit der
analytischen Schärfe des Marxisten, der
sein Handwerk, im angezeigten Fall den
historischen Materialismus, beherrscht,
erschafft der Autor ein Deutungsszena-
rio, wann und unter welchen gesell-
schaftspolitischen und ökonomischen
Bedingungen die Integration der Juden
vollzogen werden konnte – und unter
welchen sie scheiterte und in Vertrei-
bung, Verfolgung, im äußersten Fall in
die Vernichtung der jüdischen Bevölke-
rung umschlug. Dieser Widerstreit, seine
historische Verortung in der europäi-
schen Geschichte und die materialisti-
sche Explikation ziehen sich als Grund-
motiv der „Kritischen Geschichte“ durch
den gesamten Korpus ihrer beiden Bän-
de. „Wo immer“, so Bauer, „ihre Integra-
tion [diejenige der Juden, M.K.] ins Bür-
gertum abgeschlossen war, bildeten sie
keine besondere Gemeinschaft mehr“
(Bd. II, S. 7), wo immer sich der Prozess
der kapitalistischen Umwälzung „kraft-
voll“ vollzog, d.h. von einer politisch-so-
zialen Bewegung getragen wurde, wurde
es möglich, „die Juden mit ihrem Kapital
und ihrer kommerziellen Erfahrung in
die Gesellschaft einzubeziehen und sie
dabei auch ideologisch zu assimilieren“
(S. 11) und „konnte der Antisemitismus
in seiner modernen Form nicht aufkom-
men, da die Juden als sozial und kulturell
abgesonderte Gemeinschaft nicht mehr
existierten“ (S. 11). Deutschland als Pa-
radigma einer „verspäteten“ kapitalisti-
schen Nation bildete im Verbund mit der
grundlegenden Disposition, wonach
„fast ein halbes Jahrtausend […] für das
deutsche Volk voller versäumter histori-
scher Gelegenheiten“ war, den optimalen
Nährboden für die Ideologie des moder-
nen, massentauglichen Antisemitismus,
der in der Systemkrise der 1930er Jahre
weiten Teilen des deklassierten Klein-
bürgertums dazu verhalf, in der soge-
nannten Rassenfrage die kausale Ursa-
che der sozialen und wirtschaftlichen
Konflikte zu sehen und dem imperialisti-
schen Großmachtsanspruch des deut-
schen Kapitals als sozialpolitisches Do-
mestizierungswerkzeug zu dienen
(S. 12f, S. 112ff.). 

Mit argumentativer Strenge stemmt
sich der Autor daher gegen all jene idea-
lisierenden Versuche, von den konkre-
ten historischen Bedingungen zu abstra-
hieren und eine Logik des Ausschlusses
zu propagieren, die in der Auffassung
mündet, der Antisemitismus wäre etwas
Natürliches und den europäischen Ge-

abseits des Geschreis vom Heldenplatz
hoch hielten. Alfredo Bauer, 1938 von
den Nazis nach Argentinien vertrieben
und eine Zentralfigur der österreichi-
schen Exilliteratur, hat dennoch niemals
einen Zweifel an seiner Verbindung zu
diesem anderen Österreich gelassen,
dem Österreich des großen Jännerstreiks,
der Räterepublik von 1918, dem Öster-
reich des Kampfes gegen die austro- und
später hitlerfaschistische Diktatur. Als
Arzt, als Schriftsteller, als Übersetzer

deutscher Klassiker ins Spanische und
argentinischer Klassiker ins Deutsche,
als derjenige, der Jura Soyfer auf dem
südamerikanischen Kontinent zu einem
Zeitpunkt bekannt gemacht hat, da dieser
hierzulande nur noch einem eingeweih-
ten Personenkreis ein Begriff war – und
nicht zuletzt in den Reihen der Kommu-
nistischen Partei Argentiniens (seit
1946) führt Alfredo Bauer als (im besten
Sinne des Wortes) unermüdlicher Propa-
gandist der Sache des Humanismus und
des Friedens den Kampf um eine gerech-
te, eine sozialistischen Gesellschaftsord-
nung. Alfredo Bauer, das darf behauptet
werden, ist ein Großer: als Mensch, als
Schriftsteller, als Genosse.

Die ALFRED KLAHR GESELLSCHAFT
durfte sich glücklich schätzen, am
8. Mai den auf einer Besuchsreise in
Wien weilenden Alfredo Bauer im Rah-
men einer gemeinsamen Veranstaltung
mit dem Kommunistischen StudentIn-
nenverband (KSV) und der Kommuni-
stischen Jugend (KJÖ) zu einer Lesung
ausgewählter, großteils noch unveröf-
fentlichter Sonette sowie von Passagen
aus seinem José-Hernandez-Roman zu
begrüßen. Einführende Worte sprach
Univ.-Prof. Dr. Hans Hautmann.

M.K.

Lesung dder AAlfred
Klahr GGesellschaft
mit AAlfredo BBauer

Es sei tragisch, schrieb Konstantin
Kaiser einmal, „dass sich die öster-

reichische Exilliteratur, die Autorinnen
und Autoren, die aus dem zur Ostmark
gewordenen Österreich vertrieben wur-
den, nach 1945 aus den verschiedensten
Weltteilen auf eine gemeinsame Mitte
bezogen, die jedoch leer blieb“. Mit die-
ser Mitte ist Österreich gemeint, das sich
nach 1945 von offizieller Seite nur we-
nig um die Würdigung jener kümmerte,
die im Exil das Bild eines Österreichs
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Freitag, 7. November 2008, 19.00, Graz
Podiumsdiskussion

„Wege zum Fortschritt – damals und heute“
(Ort und TeilnehmerInnen werden noch be-
kannt gegeben)

Symposium
Samstag, 8.11.2008, 10.00–18.00

KPÖ-Bildungszentrum im Volks-
haus Graz, Lagergasse 98a, Graz

Samstag, 15.11.2008, 10.00–18.00
ehemalige Kapelle im Alten AKH,
Spitalgasse 2–4/Hof 2, 1090 Wien

Univ.-Prof. Dr. Hans Hautmann (Institut für Neuere und Zeitgeschichte der
Universität Linz): Die KPÖ in der österreichischen Revolution 1918/19

Dr. Winfried R. Garscha (Dokumentationsarchiv des österreichischen Wi-
derstandes, Forschungsstelle Nachkriegsjustiz): Grundlinien der Politik der
KPÖ in der Ersten Republik und im antifaschistischen Widerstand

Mag. Manfred Mugrauer (Alfred Klahr Gesellschaft):
Die Politik der KPÖ 1945–1955

Univ.-Prof. Dr. Hans Hautmann (Institut für Neuere und Zeitgeschichte der
Universität Linz): Die KPÖ in den 1960er bis 1990er Jahren

Univ.-Prof. Dr. Gerhard Oberkofler (Universität Innsbruck):
Wissenschaft und Kommunistische Partei in Österreich

Ernest Kaltenegger (KPÖ Steiermark):
Die KPÖ Steiermark – kommunistische Politik heute

Konferenz

90 Jahre Republik – 90 Jahre KPÖ

Alfred Klahr Gesellschaft
Verein zur Erforschung der Geschichte der Arbeiterbewegung

Die Alfred Klahr Gesellschaft trauert
um das Mitglied ihres Vorstandes,
Univ.-Prof. Dr. Thomas Schönfeld
(27. Juni 1923 – 22. Mai 2008).

Das ganze Leben hindurch – bis zu
seinem letzten Atemzug – stand für
ihn das wissenschaftliche Denken
im Vordergrund seiner Interessen,
in der Chemie, im Kampf um den
Frieden in der Welt, für vernünftige
Lösungen zum Wohle der Men-
schen und für ein freies, unabhängi-
ges, neutrales Österreich. Er ist das
Vorbild eines Kommunisten.

Thomas SSchönfeld
(1923–2008)

Neuerscheinung
Peter Goller: Otto Bauer – Max 
Adler. Beiträge zur Geschichte des 
Austromarxismus (1904–1938). 
Wien: Verlag der Alfred Klahr Gesell-
schaft 2008 (Quellen & Studien, Son-
derband 9), 164 S., 10.– Euro
klahr.gesellschaft@aon.at

NNeeuueerrsscchheeiinnuunngg
Österreich auf dem Weg in Militär-
bündnisse? Die Militarisierung der
Europäischen Union und die öster-
reichische Neutralität
Wien: Verlag der Alfred Klahr Gesell-
schaft 2008, 88 S., 5.– Euro

Mit Beiträgen von Heinz Gärtner, Erwin Lanc, Boris Lechthaler, Franz Leiden-
mühler, Ulrike Koushan/Elke Renner, Gerald Oberansmayr, Andreas Pecha
und Manfred Sauer.
Der vorliegende Sammelband umfasst die Referate einer von der ALFRED KLAHR GE-
SELLSCHAFT gemeinsam mit dem Bildungsverein der KPÖ Steiermark im Herbst 2007
durchgeführten Konferenz, die die Entwicklung der Europäischen Union zu einem Mi-
litärpakt und deren Vereinbarkeit mit der österreichischen Neutralität analysierte.

Bezugsmöglichkeit: klahr.gesellschaft@aon.at

Bildungsverein der KPÖ Steiermark
Lagergasse 98a, 8020 Graz
http://bildungsverein.kpoe-steiermark.at


